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Geſetz⸗Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 30. 


(Nr. 2485.) Konzeſſions- und Beſtätigungs-Urkunde vom 12. Juli 1844. für die Bergiſch⸗ 
Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft, nebſt den Statuten. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 


Preußen ic. ꝛc. 

Nachdem zum Zwecke der Erbauung und Benutzung einer Eisenbahn, 
welche, an die Duͤſſeldorf⸗Elberfelder Eiſenbahn fi anſchließend, von Elberfeld 
über Barmen längs Schwelm, Hagen und Witten nach Dortmund zum An⸗ 
ſchluſſe an die Coͤln⸗Mindener Eiſenbahn führen ſoll, eine Geſellſchaft mit einem 
Grundkapitale von Vier Millionen Thalern gebildet worden iſt, ſo wollen Wir 
zur Ausführung der gedachten Eiſenbahn hiermit Unſere landes herrliche Zuſtim⸗ 
mung ertheilen, indem Wir zugleich beſtimmen, daß die in dem Geſetze uͤber die 
Eifenbahn Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen allgemeinen 
Vorſchriften, insbeſondere diejenigen über die Expropriation, auf das obenbe⸗ 
zeichnete Unternehmen Anwendung finden ſollen. 

Auch wollen Wir die vorerwaͤhnte Geſellſchaft, unter der Benennung: 
„Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft“, als eine Aktien⸗Geſellſchaft nach den 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 9. November 1843. hierdurch beftätigen, die 

nn. am 11. Mai d. J. notariell vollſogenen Statuten derſelben ge⸗ 
nehmigen, und in Anerkenntniß der Wichtigkeit der bezeichneten Eiſenbahnver⸗ 
bindung fuͤr die allgemeinen Landesintereſſen, ein Viertheil des Aktienkapitals 
nach Maaßgabe der dieſerhalb in den Statuten enthaltenen, auf den Seitens 
Unferes Finanzministers gepflogenen Verhandlungen beruhenden Verabredungen, 
auf Staatsfonds uͤbernehmen. ae 

Die gegenwärtige Konzeſſions⸗ und Beſtaͤtigungs⸗Urkunde ſoll nebſt den 
Statuten durch die Geſetzſammlung bekannt gemacht werden. 

Gegeben Sansſouci, den 12. Juli 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Muͤhler. Flottwell. 


Jahrgang 1844. (Nr. 2483.) f 49 Sta⸗ 
(Ausgegeben zu Berlin den 20. Auguſt 1844.) 
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Statut 
fuͤr die 


Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft. | 


I Bildung, Zweck, Befugniſſe und Geſchaͤftsumfang 
der Geſellſchaft. 


F. 1. 

Unter dem Namen „Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft“ bildet 
ſich nach den Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuches und des Geſetzes uͤber die 
Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. eine anonyme Geſellſchaft zur Er 
bauung und zum Betriebe einer Eiſenbahn, welche in Elberfeld anfangend, uͤber 
Barmen, laͤngs Schwelm, Hagen und Witten nach Dortmund fuͤhrt, und 
nach den von dem Koͤniglichen Finanz miniſterium zu treffenden näheren Be— 
ſtimmungen einerſeits mit der Duͤſſeldorf-Elberfelder, andererſeits mit der Coͤln⸗ 
Mindener Eiſenbahn in unmittelbare Verbindung zu bringen iſt. 

Dem Koͤniglichen eran bleibt die Feſtſtellung der Bahnlinie 
und des Bauprojektes einſchließlich der Bahnhoͤfe vorbehalten. 

§. 2. 

Die Stadt Elberfeld iſt das Domizil der Geſellſchaft und der Sitz ihrer 

Verwaltung. . 


§. 3. 

Die Geſellſchaft iſt befugt, den Transport von Perſonen, Thieren und 
Frachtguͤtern auf der Bahn fuͤr eigene Rechnung zu betreiben; aber auch an⸗ 
deren Unternehmern dieſe Transporte, gegen Entrichtung eines Bahngeldes, zu 
geſtatten. Der Tarif ſowohl für die Guterz, als auch für die Perſonenbefoͤr⸗ 
derung, ſowie der Tarif fuͤr das Bahngeld, imgleichen jede Aenderung dieſer 
Tarife, bedarf der Zuſtimmung des Koͤniglichen Finanzminiſteriums. — Auch 
bleibt demſelben nicht nur die Genehmigung, ſondern, um das nothwendige In⸗ 
einandergreifen mit den Fahrten auf anderen Bahnen zu ſichern, auch die Ab: 
aͤnderung der Fahrplaͤne vorbehalten. 


$. 4. 

Sollte in Folge weiterer Vervollkommnungen der Transportmittel die 
Anwendung von Eiſenſchienen und Dampfwagen eine weſentliche Aenderung 
erleiden, ſo kann die 1 innerhalb der Bahnlinie auch von dem ver⸗ 
. — oder neuen Befoͤrderungsmittel in ſeinem ganzen Umfange Gebrauch 
machen. | 


§. 5. 

Unter Genehmigung des Staats kann die Geſellſchaft eine Verlaͤnger⸗ 
ung und Weiterfuͤhrung der Bahn nach beiden Richtungen, ſowie Zweig⸗ 
bahnen, ſowohl für den Lokomotiv⸗ als Pferdebetrieb, ausführen, mit den 
Unternehmern von Eiſenbahnen, die mit ihrer Bahn in direkter Verbindung 
ſtehen, Vertraͤge wegen der gegenſeitigen Benutzung ſchließen, oder auch bei 
ſolchen Eiſenbahnen ſich betheiligen. Eine Verlaͤngerung und Weiterfuͤhrung 
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der Bahn, wie ſolche oben erwaͤhnt iſt, kann nur in der Art beſchloſſen werden, 
wie der §. 72. beſtimmt. ö 


$. 6. 

Die Geſellſchaft kann ferner für ihre Rechnung, vorbehaltlich der Ger 
nehmigung des Staats, die erforderlichen Einrichtungen zum Transporte von 
Perſonen und Frachtguͤtern zwiſchen ihren Stationsplaͤtzen und nahe gelegenen 
Orten herſtellen, jedoch nicht als eee Privilegium. 
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Die Geſellſchaft ift befugt, im Wege der unfreiwilligen Expropriation 
nach den daruͤber beſtehenden oder noch zu erlaſſenden Geſetzen und Vorſchrif⸗ 
ten des Staats, die Grundſtuͤcke eigenthuͤmlich zu erwerben, oder voruͤbergehend 
zu benutzen, welche zum Bau einer doppelſpurigen Bahn und der dazu gehöri- 
gen Anlagen, in ihrer ganzen Ausdehnung und in ihren Fortſetzungen, erforder: 
lich find. 

II. Bildung und Verwendung des Grundkapitals. 


D 


§. 8. 

Zur Ausfuͤhrung der Bahn mit einem Geleiſe, jedoch mit ausgedehnten 
Ausweicheſtrecken, zur Erwerbung des erforderlichen Terrains fuͤr eine doppel⸗ 
ſpurige Bahn und zur Anſchaffung der noͤthigen Transportmittel wird vorlaͤufig 
ein Kapital von vier Millionen Thalern Preuß. Kour. fuͤr ausreichend erachtet. 


§. 9. 
Dieſes Kapital zerfaͤllt in vierzigtauſend Aktien, jede im Betrage von 
hundert Thalern. 
8. 10. 
Der Staat übernimmt von dem zu vier Millionen Thalern angenom⸗ 
menen Aktienkapitale den vierten Theil, mit einer Million Thalern, die uͤbrigen 
drei Millionen Thaler find durch Privat-Aktienzeichnungen untergebracht. 


§. 11. i 
Die Einzahlungen für ſaͤmmtliche Aktien geſchehen, ſowie die Ausführung 
der Bahn dies erfordert, in Raten von zehn Prozent, und zwar innerhalb 
zweier Monate, nach einer von der Direktion, dem §. 35. gemaͤß, veranlaßten 
oͤffentlichen Aufforderung. 


$. 12. 
: Die Einzahlungen werden, nach der Wahl der Aftionaire, in Elberfeld, 
in Barmen oder in Berlin, bei denjenigen Bankhaͤuſern, welche die Direktion 
dazu bezeichnen wird, geleiſtet. 


18. 
. Die Ratenzahlungen werden auf Pai mit der Nummer der kuͤnf⸗ 
tig auszufertigenden Aktiendokumente verſehenen, auf den Namen des erſten 
Zeichners lautenden Quittungsbogen delt mot 
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Dierſfenige Privat⸗Aktionair, welcher nicht innerhalb der im 8. 11. vorge⸗ 
ſchriebenen Friſt die eingeforderten Zahlungen entrichtet, verfällt in eine Konven⸗ 
tionalſtrafe von zehn Reichsthalern für jede Aktie, von welcher die Zahlung in 
Ruͤckſtand geblieben iſt, und zwar zum Vortheile der: Geſelſchaſtekafß Außer⸗ 
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dem ſteht der Geſellſchaft frei, wenn die Zahlung auf eine erneuerte Private 
oder oͤffentliche Aufforderung innerhalb zweier fernern Monate nicht erfolgt, nach 
dem Beſchluſſe der Direktion, entweder den einzahlbaren Betrag der Aktien 
nebſt der Strafe gerichtlich einzutreiben oder hierauf zu verzichten. Im letztern 
em gehen die durch die urſpruͤngliche Unterzeichnung dem Aktionaire gegebenen 

nſpruͤche, ſowie das Eigenthumsrecht der bis dahin eingezahlten Raten, auf 
die Geſellſchaft uͤber, und die Direktion iſt berechtigt, die betreffenden Quit⸗ 
tungsbogen einzufordern und zu vernichten, oder fie in einer Öffentlichen Anzeige 
für null und nichtig zu erklaͤren, und die erledigten Aktien an neue Aftienzeich- 
ner zu dem Tageskourſe zu verkaufen. 


$. 15. 

Der erſte Zeichner iſt fuͤr die Einzahlung von vierzig Prozent des No⸗ 
minalbetrages der Aktie unbedingt verhaftet. Von dieſer Verpflichtung kann 
derſelbe weder durch Uebertragung ſeines Anrechts auf einen Dritten ſich be: 
freien, noch Seitens der Geſellſchaft entbunden werden. . 


i $. 16. 

Nachdem der volle Aktienbetrag eingezahlt worden ift, werden die Quit: 
tungsbogen gegen ſtempelfreie, auf den Träger lautende Aktiendokumente ein: 
gewechſelt. Dieſe Dokumente werden von zwei Direktoren und dem Spezial⸗ 
Direktor unterzeichnet und von einem Stammende, welches bei der Direktion 
deponirt bleibt, abgeſchnitten. 

§. 17. 

Die Richtigkeit der Ceſſion eines Quittungsbogens zu pruͤfen, iſt die 

Geſellſchaft zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet. 
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Die Ratenzahlungen werden mit vier Prozent pro Anno, vom Tage des 
Einzahlungstermins an, verzinſet, und die verfallenen Zinſen bei der naͤchſten 
Einzahlung in Aufrechnung gebracht. 


§. 19. 

Sollte von dem Aktienkapitale, nachdem die Bahn vollſtaͤndig fertig ge⸗ 
ſtellt, und das benoͤthigte Betriebsmaterial beſchafft worden, ein bedeutender 
Ueberſchuß bleiben, ſo werden davon hunderttauſend Thaler als Reſervefonds 
hinterlegt; der Reſt aber wird zur Verlaͤngerung und Vermehrung der Aus⸗ 
weicheſtrecken verwendet. 


§. 20. 

Sollte hingegen das Aktienkapital zum Bau der Bahn und zur Be⸗ 
ſchaffung des Betriebsmaterials nicht ausreichen, ſo hat, nach Anhoͤrung der 
motivirten, vom Verwaltungsrathe begutachteten Vorſchlaͤge der Direktion, die 
Generalverſammlung, unter Vorbehalt der Genehmigung des Staats zu be⸗ 
ſchließen, ob das fehlende Kapital durch Ausgabe neuer Aktien, oder durch eine 
Anleihe beſchafft werden foll. 


§. 21. 

Der Ueberſchuß der rohen Einnahme uͤber die Ausgaben fuͤr Betrieb, 
Reparaturen, Erneuerung des Oberbaues und des Betriebs materials, erforder⸗ 
liche Anſchaffungen und Bauten, Verwaltungskoſten, Abgaben u. ſ. w., bildet 
den reinen Jahresgewinn. 

5. 22. 
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$. 22 : 

Von dem reinen Gewinne werden jährlich mindeſtens fünf Prozent, hoͤch⸗ 
ſtens zwanzig Prozent als Reſervefonds fo oft zurückgelegt, bis dieſe Erſparniſſe 
die Geſammtſumme von fuͤnf Prozent des Aktienkapitals erreichen. Ueber die 
Hoͤhe desjenigen Theils des reinen Gewinns, welcher innerhalb der vorgeſchrie⸗ 
benen Grenze zum Reſervefonds geſchlagen werden ſoll, beſtimmt, nach Anhs- 
rung der vom Verwaltungsrathe begutachteten Vorſchlaͤge der Direktion, die 
Generalverſammlung. So lange noch der Staat erſt dann Dividenden von 
feinem Aktien⸗Antheile bezieht, wenn die Privat⸗Aktionaire vorab drei und ein 
halbes Prozent Dividenden empfangen haben (S. 23.), unterliegt dieſe Beſchluß⸗ 
nahme der General: Verfammlung, der Genehmigung des Koͤniglichen Finanz: 
Miniſteriums. 


$. 23. s 

Bis zum Schluſſe des Jahres, in welchem der Betrieb der Bahn er⸗ 
öffnet wird, werden die Einzahlungen auf das Aktien⸗Kapital (8. 18.) mit vier 
Prozent jaͤhrlich verzinſet. Nach Ablauf jenes Jahres beziehen zunaͤchſt die 
Privat⸗Aktionaire aus derjenigen Summe, welche nach ſtatutgemaͤßer Vermeh⸗ 
rung des Reſervefonds von dem Reinertrage (S. 22.) uͤbrig bleibt, inſoweit der⸗ 
ſelbe ausreicht, für ihre Aktien⸗Antheile vorab eine Dividende bis zur Höhe von 
drei und einem halben Prozente; von dem Ueberreſte bezieht, inſoweit dieſer Ueber⸗ 
reſt ausreicht, der Staat, fuͤr die von ihm uͤbernommene Eine Million Thaler 
Eh ebenfalls eine Dividende bis zur Höhe von drei und einem halben 

rozente. 

Wird der zu vertheilende Reinertrag durch die Vertheilung von drei 
und einem halben Prozente auf die geſammten vier Millionen Thaler Aktien 
noch nicht erſchoͤpft, ſo wird der Ueberſchuß, vorbehaltlich der ſpaͤteren Beſtim⸗ 
mung über die (eventuelle) Verwendung des fünften Prozents ($. 26.) auf 
ſaͤmmtliche Staats- und Privat⸗Aktien in gleichen Raten vertheilt. 

24 


$. 24. 

Falls nach Ablauf der erften zehn Jahre, nach vollitändiger Eroͤffnung 
der Bahn, ſich in fuͤnf auf einanderfolgenden Jahren, in jedem Jahre, ein 
Reinertrag von vier Prozent oder ein noch hoͤherer Reinertrag, von dem ge⸗ 
ſammten Aktienkapitale von vier Millionen Thaler ergeben ſollte; ſo tritt der 
Staat hinſichtlich der Theilnahme an dem Reinertrage mit den Privat-Aktionai⸗ 
ren, vorbehaltlich der (eventuellen) Verwendung des fünften Prozents (8. 26.) 
für die Folge ganz in gleiche Rechte, dergeſtalt, daß der den Privat⸗Aktionairen 
eingeraͤumte Vorzug demnaͤchſt nicht weiter Statt findet, wenn auch der Rein⸗ 
Ertrag fi etwa fo weit vermindern follte, daß die Dividende nicht drei und 
ein halbes Prozent erreichte. i 


§. 25. 

Nach Ablauf von dreißig Jahren, von der vollſtaͤndigen Eröffnung der 
Bahn an gerechnet, hoͤrt der, den Privat⸗Aktionairen, eingeraͤumte Vorzug, 
wenn ſolcher nicht inzwiſchen ſchon in Folge der obigen Beſtimmung weggefallen 
iſt, unter allen Umſtaͤnden auf, ſo daß der Staat ſodann jedenfalls hinſichtlich 
der Theilnahme an dem aufkommenden Reinertrage den Privat-Aktionairen 

ganz gleich ſteht. 
(Nr. 24183.) i $. 26. 
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§. 26. 

Es bleibt der Geſellſchaft vorbehalten, nach Ablauf der erſten zehn Jahre, 
nach vollendeter Eroͤffnung der Bahn, in einer alsdann zu berufenden General: 
Verſammlung, und zwar ohne daß der Staat dabei ſein Stimmrecht ausuͤbt, 
daruͤber Beſchluß zu faffen, ob dem Staate das von ihm hergegebene Kapital 
von Einer Million Thaler zu erſtatten ſey. Dieſe Zuruͤckerſtattung kann jedoch 
ohne beſondere Verſtaͤndigung mit dem Staate nur entweder mit dem Ablaufe 
des funfzehnten oder des dreißigſten Betriebsjahres ſtattfinden. Ueber die Wahl 
des einen oder anderen Termins iſt in der eben gedachten General-Verſammlung 
gleichzeitig Beſchluß zu faſſen. Die Geſellſchaft iſt befugt, zu der Zuruͤckerſtat⸗ 
tung der erwaͤhnten Einen Million Thaler dasjenige, was uͤber vier Prozent 
des Aktienkapitals von vier Millionen Thaler aufkommen moͤchte, bis zum Bes 
laufe eines vollen Prozents — jedoch nicht auch die etwa weiter noch aufkom⸗ 
menden Ueberſchuͤſſe — in der Art zu verwenden, daß damit nach und nach die 
Aktien des Staats gegen Zahlung des Nennwerths eingeloͤſt werden, und die 
auf die eingeloͤſten Aktien treffenden Dividenden ebenfalls zu dieſem Zwecke zu 
benutzen. Der auf die eben gedachte Weiſe bis zu dem fuͤr die Zuruͤckerſtat⸗ 
tung beſtimmten Termine nicht abgetragene Kapitalbetrag iſt beim Eintritte dieſes 
Termins gegen Aushaͤndigung der Aktien, ſo weit ſie nicht ſchon eingeloͤſet ſind, 
dem Staate baar zu zahlen, es ſey denn, daß in Gemaͤßheit des §. 42. des 
Geſetzes vom 3. November 1838. der Ankauf der Bahn von Seiten des 
Staats eingeleitet worden; im letzteren Falle verbleiben dem Staate die von 
ihm übernommenen Aktien, fo weit fie nicht ſchon eingeloͤſet worden find. Das 
zur Auszahlung der Aktien des Staats erforderliche Kapital kann im Wege 
einer Anleihe oder durch Wiederausgabe dieſer Aktien beſchafft werden. 
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8. 27. 
Sobald dem Staate ſein Kapital von Einer Million Thaler, vollſtaͤndig 
Fre ift, treten die Beſtimmungen der $$. 68. 55. 39. 76. und 77. in 
etreff: i 
1) des Stimmrechts des Staats in den General-Verſammlungen; 
2) der Befugniß deſſelben einen Direktor, und feinen Stellvertreter, fo 
wie den Praͤſidenten des Verwaltungsraths zu ernennen; 
3) der Genehmigung des Staats bei der Ernennung und Entlaſſung des 
Spezial⸗Direktors, feines Stellvertreters, des Ober-Ingenieurs, 
außer Kraft. ö 


6. 28. è 
Mit den Aktien werden auf zehn Jahre Dividendenſcheine ausgereicht, 
welche nach Ablauf dieſes Zeitraums durch eine neue Serie von zehn Scheinen 
erſetzt werden. 


$. 29. 

Der Betrag der auf jede Aktie fallenden Jahres⸗Dividende wird feiner 
Zeit oͤffentlich (S. 35.) bekannt gemacht, und kann gegen Einlieferung des bes 
treffenden Dividendenſcheins bei der Geſellſchaftskaſſe, ſo wie bei den von der 
Direktion bekannt zu machenden Banquiers erhoben werden. 

$. 30. 
Sollen angeblich vernichtete oder verlorene Quittungsbogen, Aktien 85 
tr 
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Dividendenſcheine amortiſirt werden, ſo erlaͤßt die Direktion dreimal, in Zwi⸗ 
ſchenraͤumen von vier Monaten, eine oͤffentliche Aufforderung (C. 35.), jene 
Dokumente einzuliefern, oder die etwaigen Rechte an dieſelben geltend zu mas 
chen. Sind, nachdem vier Monate nach der letzten Aufforderung abgelaufen, 
die Dokumente nicht eingeliefert, und iſt bis dahin kein Einſpruch erfolgt, ſo 
erklärt das Königliche Landgericht in Elberfeld auf den Antrag der Direktion 
die Dokumente oͤffentlich fuͤr nichtig und verſchollen; die Direktion fertigt dem 
angemeldeten Eigenthuͤmer, nachdem die Unkoſten des Verfahrens der Geſell⸗ 
ſchaft entrichtet worden, ein neues Dokument aus. Wird aber Einſpruch er: 
hoben, ſo haben die kompetenten Gerichte daruͤber zu entſcheiden. 
3 


31. 

Dividenden und Zinſen der Aktionaire, welche nicht innerhalb vier Jah⸗ 
ren, vom Tage der oͤffentlichen Aufforderung an gerechnet, und nach zweimal, 
in Zwiſchenraͤumen von wenigſtens einem Jahre wiederholt erlaſſenen Öffentlichen 
Aufforderungen (S. 35.), in Empfang genommen worden find, verfallen der 
Geſellſchaft. 


§. 32. 

Ueber den Betrag der Aktien hinaus iſt der Aktionair, unter welcher 
Benennung es auch ſey, zu Zahlungen weder der Geſellſchaft noch einem Drit⸗ 
ten gegenüber verhaftet, den einzigen Fall der in (S. 13.) vorgeſehenen Kon⸗ 
ventionalſtrafe ausgenommen. 

Dieſe Beſtimmung kann durch einen Beſchluß der General⸗Verſamm⸗ 
lung nicht abgeaͤndert werden. 


III. Allgemeine Beſtimmungen. 


§. 33. 

Das Verhaͤltniß der Geſellſchaft zum Staate wird durch die Beſtim⸗ 
mungen gegenwaͤrtigen Statuts, durch die ihr zu ertheilende Allerhoͤchſte Kon⸗ 
seffion und durch die allgemeinen Geſetze über Eifenbahn - Unternehmungen, 
geregelt. 


§. 34. 

Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, nach dem Verlangen der Militairverwal⸗ 
tung für die auf der Bahn zu befördernden Transporte von Truppen, Waf⸗ 
fen, Krieges⸗ und Verpflegungsbeduͤrfniſſen, ſo wie von Militair⸗Effekten jegli⸗ 
cher Art, noͤthigenfalls auch außerordentliche Fahrten einzurichten und zwar 
dergeſtalt, daß fuͤr dergleichen Transporte nicht bloß die unter gewoͤhnlichen 
Umftänden bei den Fahrten zur Anwendung kommenden, ſondern auch die ſonſt 
noch vorhandenen Transportmittel benutzt werden. 

Auch bleibt der Militairverwaltung vorbehalten, ſich zu dergleichen Trans⸗ 
porten eigener Transport: und Dampfwagen zu bedienen In ſolchen Faͤllen 
wird der Geſellſchaft, außer der Erſtattung der Feuerungskoſten, nur ein maͤßi⸗ 
ges Bahngeld gewahrt. Findet daneben auch die Benutzung der Transports 
Mittel der Geſellſchaft Statt, fo wird dieſelbe nach billig mäßigen Saͤtzen be 
ſonders verguͤtet. Die Geſellſchaft wird darauf Bedacht nehmen, eine Anzahl 
don Transportfahrzeugen fo einzurichten, daß ſolche noͤthigenfalls auch zum 
ge von Pferden gebraucht werden koͤnnen; auch eine Anzahl von Wa— 
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gen in einer Länge von zwoͤlf Fuß zum Gebrauche bei der Abſendung von Militair⸗ 
Effekten bereit zu halten. 


$. 35. 

Alle in gegenwaͤrtigem Statute vorgeſehenen offentlichen Bekanntmachun⸗ 
gen, Einberufungen und Aufforderungen ſind fuͤr alle Aktionaire ohne Aus⸗ 
nahme als genügend und rechtsguͤltig erfafien zu betrachten, wenn fie wenigſtens 
zweimal ü i 

in zwei Berliner, 

in einer Koͤlner, 

in einer Barmer, 

in einer Elberfelder Zeitung 
erſchienen ſind. 


$. 36. 
a Alle Streitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und den Aktionairen ſollen auf 
ſchiedsrichterlichem Wege nach den Beſtimmungen der bezuͤglichen Artikel 51. ꝛc. 
des Handelsgeſetzbuches, geſchlichtet werden, und zwar mit Begebung aller Op: 
poſitionen, Berufungen und Kaſſationsgeſuche. e 
IV. Allgemeine Verfaſſung der Geſellſchaft und Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten. 


$. 37. 

Die gemeinſchaftlichen Intereſſen und Angelegenheiten der Geſellſchaft 
werden wahrgenommen und beſorgt: 

1) durch die Aktionaire in den General: Derfammlungen; 
2) durch einen Verwaltungsrath; 

3) durch eine Direktion; 

4) durch beſondere Beamte. 

Die Direktion fuͤhrt, durch Vermittelung von beſonderen Beamten, die 
Verwaltung und iſt Repraͤſentant der Geſellſchaft. Der Verwaltungsrath ver: 
tritt in beſtimmten Faͤllen die Geſellſchaft dem Staate, der Direktion, und dem 
Publikum gegenuͤber, und fuͤhrt die Kontrolle der Verwaltung. Der General⸗ 
Verſammlung ſtehen im Allgemeinen die organiſchen Beſtimmungen, und in den 
beſonders bezeichneten Faͤllen die Entſcheidungen in letzter Inſtanz uͤber Ver⸗ 
waltungsangelegenheiten zu. N 


V. Die Direktion der Geſellſchaft. 


N §. 38. f 
Die Direktion hat ihren Sitz in Elberfeld, und beſteht aus vier Direk⸗ 
toren, dem Spezial» Direftor und aus vier Stellvertretern. 


§. 39. 

Die Direktoren und ihre Stellvertreter werden vom Verwaltungsrathe 
gewaͤhlt, jedoch bleibt dem Staate das Recht vorbehalten, einen der vier Direk⸗ 
toren nebſt ſeinem Stellvertreter auf ſeine Koſten zu ernennen, in welchem Falle 
nur drei Direktoren und drei Stellvertreter vom Verwaltungsrathe gewaͤhlt 
werden. Der Spezial⸗Direktor wird auf den motivirten Vorſchlag der Direk⸗ 
tion vom Verwaltungsrathe erwaͤhlt, vorbehaltlich der Beſtimmungen ad $. 76. 

§. 40. 
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§. 40. 

Bon den vom Verwaltungsrathe zu erwaͤhlenden Direktoren, ſo wie von 
ihren Stellvertretern, muß jeder Beſitzer von wenigſtens ſechs Aktien ſeyn, welche 
für die Dauer ihrer Funktionen von der Direktion außer Kours geſetzt, und 
bei derſelben deponirt bleiben. Nach Ablauf dieſer Zeit werden dieſe Aktien von 
der Direktion ſelbſt, durch einen nach S. 54. zu unterzeichnenden Vermerk, wie⸗ 
der in Kours geſetzt. Die von dem Verwaltungsrathe erwaͤhlten Direktoren 
und ihre Stellvertreter muͤſſen in Elberfeld oder Barmen wohnen und duͤrfen 
nicht Mitglieder oder Stellvertreter der Direktion oder des Verwaltungsrathes 
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Der von dem Staate ernannte Direktor, ſo wie auch ſein Stellvertreter, 
brauchen nicht Aktionaire zu ſeyn. 


Die Direktoren erhalten, außer dem Erſatze für Reiſekoſten und für an: 


dere durch ihre Funktionen veranlaßte Auslagen, eine vom Verwaltungsrathe zu 
beſtimmende Remuneration. 


§. 43. 

Alljaͤhrlich tritt einer der vom Verwaltungsrathe erwaͤhlten Direktoren, 
ſo wie einer ihrer Stellvertreter aus. Die An beſtimmt das Dienft- 
Alter, aber bei gleichem Dienſtalter das Loos; ſie koͤnnen jedoch wieder gewaͤhlt 
werden. Es ſteht jedem Direktor oder Stellvertreter frei, ſeine Stelle nieder⸗ 
zulegen, nachdem er ſechs Wochen vorher die Direktion von feinem Entſchluſſe 
ſchriftlich in Kenntniß geſetzt hat. 

Die dadurch, oder in anderer Art, im Laufe des Jahres noͤthig wer⸗ 
dende Ergaͤnzung der Direktion erfolgt in der nachſten Sitzung des Verwal⸗ 
tungsrathes, jedoch nur fuͤr die Dauer des laufenden Jahres. 


§. 44. 

Die Direktion verſammelt ſich woͤchentlich einmal regelmaͤßig, und außer⸗ 
dem ſo oft es erforderlich it. Das Praͤſidium kann der Staat dem von ihm 
ernannten Direktor uͤbertragen, wo dann in deſſen Abweſenheit ſein Stellver⸗ 
treter praͤſidirt. Im Falle der Staat von dieſer Befugniß keinen Gebrauch 
macht, waͤhlt die Direktion ihren Präfidenten und ſeinen Stellvertreter. Die 
Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt, bei Stimmengleichheit ent⸗ 
ſcheidet der Vorſitzende. Zur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes iſt die Anwe⸗ 
ſenheit von drei Mitgliedern der Direktion erforderlich. Ueber jede Sitzung 
wird ein Protokoll aufgenommen, welches von ſaͤmmtlichen anweſenden Mitglie⸗ 
dern der Verſammlung in der Sitzung unterzeichnet wird. Die Stellvertreter 
ſind befugt, den Sitzungen der Direktion beizuwohnen, jedoch haben ſie nur dann 
ein Stimmrecht, wenn ſie einen W vertreten. 


§. 45. 
Der Spezial⸗Direktor iſt berechtigt und verpflichtet in allen Fällen, wo 
er in dem Beſchluſſe der Direktion das Intereſſe der Geſellſchaft in bedeuten⸗ 
derm Grade fuͤr gefaͤhrdet erachtet, an den Verwaltungsrath zu appelliren. In 
e Falle beruft der Praͤſident des Verwaltungsraths eine gemeinſame Ver⸗ 
ammlung der Direktion und des Verwaltungsraths, in welcher er ſelbſt den 
Jahrgang 1844. (Nr. 2485.) 50 Bor: 
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Vorſitz führt. — Zur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes iſt in dieſer Verſamm⸗ 
lung die Anweſenheit wenigſtens von ſieben Mitgliedern des Verwaltungsraths 
und drei Mitgliedern der Direktion erforderlich. Die Beſchluͤſſe werden nach 
Stimmenmehrheit gefaßt, bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet der Vorſitzende. 


$. 46. 
Solche gemeinſchaftliche Sitzungen der Direktion und des Verwaltungs- 
Raths werden auch zuſammen berufen, um vor dem Beginne und waͤhrend des 
Bahnbaues über den Bau- und Betriebsplan, die Bahnhöfe, den Koſtenan— 
ſchlag und die Art der Ausfuͤhrung, ſo wie uͤber erhebliche Abweichungen von 
dem urſpruͤnglichen Plane, in Berathung zu treten. 
47 


§. 47. 

Die Praͤſidenten ſind verpflichtet, wenn techniſche Fragen zu verhandeln 
ſind, ſowohl bei dieſen gemiſchten Sitzungen, als auch bei den beſondern Sitzun⸗ 
gen De Direktion, den Ober-Ingenieur der Bahn als berathendes Mitglied 
zuzuziehen. a 


$. 48. 

Die Direktion bedarf zur Vertretung der Geſellſchaft keiner Spezial: 
Vollmacht fuͤr die Faͤlle, wo die Geſetze eine ſolche bei den gewoͤhnlichen Man⸗ 
dats⸗Verhaͤltniſſen vorſchreiben. Zur offiziellen Legitimation der Direktion ge: 
nügt die Bekanntmachung ihrer Ernennung in den S. 35. bezeichneten oͤffent⸗ 
lichen Blaͤttern vom Praͤſidenten des Verwaltungsraths veranlaßt und unter⸗ 
zeichnet. 

$. 49. 

Die Direktion leitet und vollzieht nach beſter Einſicht, unter Beobach⸗ 
tung des Statuts, und nach Maaßgabe der verfaſſungsmaͤßigen Beſchluͤſſe des 
Verwaltungsraths und der Generalverſammlung, die Geſchaͤfte der Geſellſchaft. 
Sie vertritt die Geſellſchaft in allen Verhandlungen mit dritten Perſonen, mit 
dem Staate und mit den Gemeinden, ſodann bei der Erwerbung und Ver⸗ 
aͤußerung von Immobilien, Loͤſchung von Hypotheken, und bei Vertraͤgen uͤber 
Leiſtung und Lieferung von Arbeiten. Es geht von ihr die Anſtellung, Beauf⸗ 
ſichtigung und Entlaffung von Beamten, {o wie die Feſtſtellung ihrer Beſoldung 
aus, wobei jedoch kein Beamter auf laͤnger als zehn Jahre angeſtellt und kein 
Vertrag abgeſchloſſen werden kann, durch welchen Penſionen zur Laſt der Geſell— 
ſchaft gewaͤhrt wuͤrden. — Sie ſetzt den Fahrplan feſt und beſtimmt das Bahn⸗ 
Geld, ſo wie den Tarif fuͤr den Transport von Perſonen, Thieren, Waaren 
und andern Gegenſtaͤnden. Sie richtet eine vollſtaͤndige Bud: und Rechnungs⸗ 
Führung nach kaufmaͤnniſchen Grundſaͤtzen über die Geſchaͤfte der Geſellſchaft 
ein, beauſſichtigt dieſelbe, und fuͤhrt eine genaue Kontrolle uͤber das Kaſſenweſen. 
Alle Vierteljahre ſtattet ſie einen Bericht uͤber den ganzen Geſchaͤftsbetrieb an 
den Verwaltungsrath, und alle Jahre einen fo umfaffenden Abrechnungs- und 
Geſchaͤftsbericht an die Aktionaire ab, daß daraus der Gang und der jedes⸗ 
malige Standpunkt des ganzen Unternehmens in ſeiner finanziellen Lage, ſeiner 
Verwaltung, ſeinen Leiſtungen und Erfolgen genau uͤberſehen werden kann. 
Sie veranlaßt mit dem Jahresſchluſſe und jedenfalls in den erſten drei Mona: 
ten des neuen Rechnungsjahres die genaue Inventariſation des Geſellſchafts⸗ 
Vermoͤgens, den Abſchluß der Buͤcher und die Aufſtellung der Bilanz — den 

rund⸗ 


Grundſaͤtzen der kaufmaͤnniſchen Buchführung, welche in ein beſonderes Buch 
eingetragen und der Koͤniglichen Regierung zu Duͤſſeldorf mitgetheilt wird. Sie 
ſtellt waͤhrend der Bauzeit halbjaͤhrlich, und nach Eroͤffnung des Bahnbetriebes 
Jährlich, einen Etat über Einnahme und Ausgabe auf. 

0 


§. 50. 

Die Direktion iſt befugt, durch einen Beſchluß, welcher jedoch eine Ma⸗ 
joritaͤt von vier Stimmen fuͤr ſich haben muß, ein einzelnes Mitglied, oder 
auch mehrere Mitglieder, zur Venen beſonderer Funktionen zu delegiren. 

51. 

Der Praͤſident hat, unter Zuziehung eines andern Direktors, monatlich 
wenigſtens einmal die Kaſſen zu revidiren, und uͤber den Befund ein Protokoll 
aufzunehmen. 

$. 52. 

Die Direktion entwirft für jeden Beamten der Geſellſchaft eine Dienſt⸗ 
Inſtruktion, und ſorgt dafuͤr, daß dieſelbe genau befolgt werde. 

dhe 


Se 33 

Sie darf kein Bauwerk ausführen laſſen, von dem nicht vorher genaue 

Zeichnungen und ein detaillirter Koſtenanſchlag aufgeſtellt worden ſind. 
§. 54. 

Die ſchriftlichen Ausfertigungen werden, unter der Unterſchrift: Direk⸗ 
tion der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, falls es oͤffentliche Bekannt⸗ 
machungen, Berichte an obere Behoͤrden, Kontrakte, Vollmachten, Beſtallun⸗ 
gen und Kaſſen⸗Dispoſitionen von tauſend Thaler und mehr ſind, von dem 
Praͤſidenten, einem Direktor und dem Spezial⸗Direktor, alle uͤbrigen von dem 
Spezial⸗Direktor, oder deſſen Stellvertreter unterzeichnet. 


VI. Der Verwaltungsrath der Geſellſchaft. 


§. 55. 

Der Verwaltungsrath beſteht aus zwoͤlf Mitgliedern und aus ſechs 
Stellvertretern, welche von der General⸗Verſammlung aus den theils in Elber⸗ 
feld, theils in Barmen, theils im uͤbrigen Bahnbezirke wohnenden Aktionairen 
erwaͤhlt werden; außerdem noch aus dem Praͤſidenten der Direktion. Jedes 
erwaͤhlte Mitglied des Verwaltungsraths hat waͤhrend ſeiner Dienſtzeit bei der 
Direktion drei Aktien zu deponiren. Der Staat hat das Recht, unter den von 
der General⸗Verſammlung gewaͤhlten Mitgliedern den Praͤſidenten zu bezeichnen. 


$. 56. 
a Jaͤhrlich wird der Verwaltungsrath, ſowohl in ſeinen gewaͤhlten wirk⸗ 
lichen Mitgliedern, als auch in ihren Stellvertretern, um ein Drittheil erneuert. 
Die ausſcheidenden Mitglieder, welche das Dienſtalter, oder bei gleichem Dienſt⸗ 
Alter das Loos beſtimmt, ſind wieder waͤhlbar. Scheiden Mitglieder im Laufe 
des Jahres aus, oder werden Mitglieder in die Direktion gewaͤhlt, ſo treten 
fuͤr fie zunaͤchſt 1 f dem Dienſtalter, oder wo dieſes nicht entſcheidet, nach der 
Ordnung der auf ſie bei der Wahl gefallenen Stimmen, die Stellvertreter als 
wirkliche Mitglieder ein. 


$. 57. 
Der Verwaltungsrath verſammelt ſich alle drei Monate, waͤhrend der 
(Ir 2388.) a 50˙ Bau⸗ 


= —- 


Bauzeit aber monatlich regelmäßig, außerdem noch fo oft es der Praͤſident für 
nöthig erachtet, oder auch auf den Antrag von drei Mitgliedern des Verwal⸗ 
tungsraths, auf den Antrag der Direktion oder ihres Praͤſidenten. Der Praͤ⸗ 
ſident ladet zu dieſen Verſammlungen acht Tage vorher ein. In dringenden 
Fällen, wo Gefahr auf dem Verzuge ſteht, iſt eine Einladung in kuͤrzerer Friſt 
geftattet. Iſt ein Mitglied verhindert zu erſcheinen, fo wird davon wo moͤglich 
drei Tage vor der Sitzung dem Praͤſidenten die ſchriftliche Anzeige gemacht, 
der dann einen der Stellvertreter nach der im S. 56. feſtgeſtellten Ordnung 
einberuft. Die Stellvertreter find befugt, den Sitzungen des Verwaltungs 
Raths beizuwohnen, doch haben ſie nur dann Stimmrecht, wenn ſie als Ver— 
treter eines wirklichen Mitgliedes einberufen ſind. 
§. 58. 

Der Praͤſident iſt berechtigt, in geeigneten Faͤllen, die Direktion oder 
auch den Ober⸗Ingenieur, zur Aufklaͤrung uͤber die vorkommenden Faͤlle, zu den 
Sitzungen einzuladen. 

§. 50. 

Der Verwaltungsrath iſt befugt: 

1) von der Direktion alle, das Geſchaͤft betreffende Aufſchluͤſſe zu ver⸗ 
langen, Einſicht aller Buͤcher, Protokolle, Dokumente und Skripturen 
zu nehmen, und außergewoͤhnliche Kaſſenreviſionen zu veranſtalten. 
Zur Ausübung ſolcher Kontrollmaaßregeln iſt der Praͤſident des Ver⸗ 
waltungsraths an und fuͤr ſich ermaͤchtigt, andere Mitglieder beduͤrfen 
aber zu derſelben eines Auftrages vom Kollegium. 

2) Eine außerordentliche Generalverſammlung zu berufen, inſofern ſich in 
einer Sitzung acht Mitglieder dafuͤr ausſprechen. 

3) An die gewoͤhnlichen und außergewoͤhnlichen Generalverſammlungen die 
geeigneten Antraͤge zu ſtellen. 

Zur Gültigkeit des Beſchluſſes, bei den Generalverſammlungen die Auf: 
loͤſung der Geſellſchaft zu beantragen, reicht nur die Majoritaͤt von zwei Drittel 
der Stimmen des vollzaͤhlig verſammelten Verwaltungsrathes aus. 

60 


00. 

Die Beſchluͤſſe werden in den Sitzungen des Verwaltungsraths, wenn 
nicht für den vorliegenden Fall ſtatutgemaͤß ein Anderes beſtimmt iſt, nach 
Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet der Praͤſi⸗ 
dent. Die Anmefenheit von acht Mitgliedern des Verwaltungsraths oder ihrer 
Stellvertreter genügt, wo nicht ausdruͤcklich ein Anderes beſtimmt iſt, zur Faſ⸗ 
ſung eines guͤltigen Beſchluſſes. ; 

Mitglieder des Verwaltungsraths oder ihrer Stellvertreter dürfen nicht 
Mitglieder der Direktion oder des Verwaltungsraths oder Stellvertreter der⸗ 
ſelben benachbarter Bahngeſellſchaften ſeyn. 


§. 61. 

Der Verwaltungsrath nimmt vierteljaͤhrlich den Geſchaftsbericht der 
Direktion entgegen, und unterwirft denſelben einer genauen Pruͤfung. 

Die Direktion legt ihm die Etats und Jahresrechnungen zur Pruͤfung 
und Feſtſtellung vor, er ftellt über letztere die ſich ergebenden Monita auf, und 
ertheilt, nachdem dieſe erledigt ſind, und die Rechnung als richtig anerkannt 

wor⸗ 
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worden ift, die Decharge. Er beſchließt uͤber die ſtatutgemaͤß von der Direktion 
an denſelben gerichteten Antraͤge. 


§. 62. 

In der letzten Jahresſitzung werden fuͤr die ausſcheidenden Mitglieder 
der Direktion und ihrer Stellvertreter neue, oder auch die Ausſcheidenden wie⸗ 
der gewaͤhlt, und zwar mit abſoluter Stimmenmehrheit. 

§. 63 


Die Beſchluͤſſe der Direktion, betreffend: 

1) die Bezeichnung der Bankhaͤuſer für die Geldgeſchaͤfte der Geſellſchaft; 

2) die Anſtellung, Beſoldung und Inſtruirung des Spezialdirektors und 
des Ober⸗-Ingenieurs; i 

3) die Anſtellung, Beſoldung und Inſtruirung derjenigen Beamten, welche 
fuͤr eine laͤngere Zeit als fuͤnf Jahre in feſten Dienſt genommen wer⸗ 
den ſollen, und 155 deren jaͤhrliche Beſoldung mehr als vierhun⸗ 
dert Thaler betraͤgt, ſo wie die Höhe der eventuell von ihnen zu lei⸗ 
ſtenden Kaution; 

4) Kauf und Verkauf von Immobilien; 

5) Kauf und Verkauf von Maſchinen, Utenſilien und Schienen, deren 
Werth die Summe von tauſend Thaler uͤberſteigt; 

6) Errichtung von Gebaͤuden und Anlagen, deren Koſten die Summe 
von tauſend Thaler uͤberſteigen, wobei jedoch Erweiterungen der Bahn, 
— er Kompetenz der Generalverſammlung gehörig, ausgeſchloſ⸗ 
en ſind; 

7) Leiſtungen von Arbeiten oder Lieferungen, welche auf andere Weiſe, 
als durch oͤffentliche Verdingung an den Mindeſtfordernden, vergeben 
werden ſollen, inſofern der Gegenſtand die Summe von tauſend Tha⸗ 
ler uͤberſteigt; 

8) Feſtſtellung des Bahngeldes, des Transporttarifs und des Fahrplans; 

9) nn mit Unternehmern anderer Eifenbahnen, nad) Maaß⸗ 
gabe des S. 5. 

muͤſſen von Seiten der Direktion dem Verwaltungsrathe zur Genehmigung dor: 
gelegt werden. HH 

Dem Königlihen Finanzminiſterium bleibt die Beſtaͤtigung des Spezial⸗ 
Direktors und ſeines etwaigen Stellvertreters, imgleichen des Ober⸗Ingenieurs, 
ihrer Beſoldung und Inſtruirung vorbehalten, fo wie auch die Beſchluͤſſe, be: 
treffend die Feſtſetzung des Bahngeldes, des Transporttarifs, des Fahrplans 
und e Erweiterung des Unternehmens, der Genehmigung der Staatsbehoͤrde 
unterliegen. 

So wie dem Verwaltungsrathe (. 59.) ſteht es auch der Direktion 
zu, Antraͤge an die Generalverſammlung, und unter dieſen auch die vom Ver⸗ 
waltungsrathe verworfenen, zu ftellen. Direktion und Verwaltungsrath ſind 
jedoch verpflichtet, ſich die zu ſtellenden Anträge wenigſtens acht Tage vor der 
Generalverſammlung gegenſeitig mitzutheilen. 

N $. 64 


Die Mitglieder des Verwaltungsrats erhalten keine Remuneration, 
_ aber Erfak für die durch ihre Funktion herbeigefuͤhrten Auslagen. 
r. 2488.) VII. 
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VII. Die Generalverſammlung der Aktionaire. 


§. 65. 

Die jaͤhrliche Generalverſammlung findet im Laufe des zweiten Jahres— 
Quartals in Elberfeld Statt. Die Einberufung geſchieht von dem Praͤſidenten 
des Verwaltungsraths vier Wochen vor dem Zuſammentritte derſelben in öffent: 
lichen Blättern (S. 35.). Der jährliche Geſchaͤftsbericht (S. 40.) liegt acht Tage 
lang vor der Generalverſammlung im Geſchaͤftslokale der Direktion zur Einſicht 
der Aktionaire offen. Bei der Einberufung zu außergewoͤhnlichen Generalver⸗ 
ſammlungen muͤſſen die Gegenſtaͤnde der Berathung in kurzen Worten bezeich⸗ 
net werden. 


$. 66. 

Die Aktionaire haben ſich in den drei letzten Tagen vor der General: 
Verſammlung als ſolche in genuͤgender Weiſe zu legitimiren, dieſe Legitimation 
geſchieht bei der Direktion oder den dazu delegirten Mitgliedern derſelben, oder 
Seitens der Auswaͤrtigen bei einem oͤffentlichen Notare, und zwar jedesmal durch 
Vorzeigung der Aktien, und bis zur Aushaͤndigung derſelben durch die Quit⸗ 
tungsbogen (S. 13.), deren Stimmen in eine etwa zu ertheilende Vollmacht 
aufzunehmen find; und es wird ihnen dann, nebſt dem Stimmzettel, ein ges 
drucktes Exemplar des jaͤhrlichen Geſchaͤftsberichts eingehaͤndigt. Die bei der 
Generalverſammlung anweſenden Aktionaire, mit Ausnahme der Mitglieder der 
Direktion, ſo wie der Beamten der Geſellſchaft, koͤnnen abweſende Aktionaire. 
vertreten, inſofern ſie uͤber dieſe Vertretung eine genuͤgende Vollmacht beibringen. 

Es koͤnnen ſich außerdem moraliſche Perſonen durch ihre Repraͤſentanten 
oder durch Bevollmaͤchtigte, Handlungshaͤuſer durch ihre Prokuratraͤger, Min: 
derjaͤhrige und Ehefrauen durch ihre reſpektiven Vormuͤnder und Ehemaͤnner, 
vertreten laſſen, wenn dieſe auch nicht Aktionaire ſind. 

Auch die nicht vertretenen abweſenden Aktionaire find an die Beſchluͤſſe 
der Generalverſammlung gebunden. 


§. 67. 

Obgleich dem Beſitzer von nur einer Aktie die Theilnahme an den Ver⸗ 
handlungen der Generalverſammlung geſtattet iſt, ſo iſt doch jeder Aktionair nur 
fuͤr je drei Aktien zu einer Stimme berechtigt. Die eigenen und vertretenen 
Aktien werden zum Zwecke der Ermittelung der Stimmzahl zuſammengerechnet. 
Mehr als dreißig Stimmen, fuͤr eigene und vertretene Aktien, ſtehen keinem 
Privat⸗Aktionaire zu. 


§. 68. 

Der Staat wird in jeder General⸗Verſammlung durch einen von ihm 
zu ſtellenden Kommiſſar vertreten, welcher nicht Aktionair zu ſeyn braucht, und 
übt durch dieſen fein Stimmrecht aus. Daſſelbe erſtreckt ſich auf den dritten 
Theil der in jedesmaliger General⸗Verſammlung durch ſaͤmmtliche uͤbrige Ak⸗ 
tionaire vertretenen Stimmen, ſo daß der Staat uͤber ein Viertel der anwe⸗ 
ſenden Stimmen zu disponiren hat. l 

Dieſes Stimmrecht nimmt jedoch, falls die allmälige Einloͤſung der Ak⸗ 
tien des Staats ſtattfindet (S. 26.) in dem Verhaͤltniſſe ab, daß dem Staate 
nach Einloͤſung der erſten hunderttauſend Thaler nur noch neun Vierzigſtel, nach 
Einloͤſung der zweiten hunderttauſend Thaler nur noch ein Fuͤnſtel, — — 

loͤſung 
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loͤſung der dritten hundertauſend Thaler nur noch ſieben Vierzigſtel, nach Ein⸗ 
loͤſung der vierten hunderttauſend Thaler nur noch ſechs Vierzigſtel, nach Einloͤ⸗ 
fung der fünften hunderttauſend Thaler nur noch ein Achtel, nach Einloͤſung der 
ſechſten hunderttauſend Thaler nur noch ein Zehntel, nach Einloͤſung der ſieben⸗ 
ten hunderttauſend Thaler nur noch drei Vierzigſtel, nach Einloͤſung der achten 
hunderttauſend Thaler nur noch ein Zwanzigſtel, endlich nach Einloͤſung der 
neunten hunderttauſend Thaler nur noch ein Vierzigſtel der geſammten Stim⸗ 
men in jeder cen zufteht, und fein Stimmrecht nach Einloͤ⸗ 
fung der letzten hunderttauſend Thaler ganz erliſcht. 


$. 69. 


Der Praͤſident des Verwaltungsraths fuͤhrt in der General⸗Verſamm⸗ 
lung den Vorſitz, und hat zwei Protokollfuͤhrer, ſo wie zwei Stimmſammler 
zu ernennen. 1° Bahngeleiles; 
drei Hic Aktion) die Ergänzungen und Abänderungen des Statuts; 
felben ein von dem 5) die Aufhebung fruͤherer Beſchluͤſſe der General: Verſammlungen; 
glaubigtes Verzeichre) die gaͤnzliche oder theilweiſe Verwendung des Reſervefonds; | 

7) die Entſcheidung über die Antraͤge des Verwaltungsraths oder der 
Direktion nach Maaßgabe des $. 63.; 

In den gerd) die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsraths und ihrer Stellver⸗ 
die eigentlichen Ve. kreter; 
des 9) die Auflöfung der Geſellſchaft. 

Dil. In den Die Beſchluͤſſe der Poſitionen 1. 2. 3. 4. und 9. bedürfen vor der Aus 
die die eigentlichen Verhandlungen durch Vortrag eines Berichts uber ven Wang 
des Unternehmens im verfloſſenen Jahre. Darauf theilt er die Antraͤge der 
Direktion, des Verwaltungsraths oder einzelner Aktionaire mit, und ſetzt dann 
die Tagesordnung feſt. 


lun, i 
1) Die ftatutgemdfe Sino des reinen Jahresgewinnes zwiſchen 
dem Antheile fuͤr den Reſervefonds und dem fuͤr die Dividende; 

2) die Vermehrung des Geſellſchafts⸗Kapitals durch Ausgabe neuer Ak⸗ 

tien oder durch Kontrahirung von Anleihen; 

3) die Erweiterung des Unternehmens und die Betheiligung bei andern 
Eiſenbahnen nach Maaßgabe des S. 5., oder die Anlage eines zweiten 
Bahngeleiſes; N 

4) die Ergaͤnzungen und Abaͤnderungen des Statuts; 

5) die Aufhebung früherer Beſchluͤſſe der General: Verfammlungen ; 

6) die gaͤnzliche oder theilweiſe Verwendung des Reſervefonds; 

7) die Entſcheidung uͤber die Antraͤge des Verwaltungsraths oder der 
Direktion nach Maaßgabe des $. 63.; 

8) die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsraths und ihrer Stellver⸗ 


treter; 
9) die Auflöfung der Geſellſchaft. 
Die Beſchluͤſſe der Pofitionen 1. 2. 3. 4 und 9. beduͤrfen vor der Aus 
führung der Genehmigung des Staats. 
(Nr. 2183.) \ §. 72. 
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$. 72. 

Soll ein Antrag auf Veränderung des Statuts, die Vermehrung des 
Geſellſchafts Kapitals oder die Erweiterung des Unternehmens der Generale 
Verſammlung zur Beſchlußnahme vorgelegt werden; fo muß dies ausdruͤcklich 
in dem Einberufungsſchreiben bemerkt werden. Ueber die Aufloͤſung der Geſell⸗ 
ſchaft kann nur in einer für dieſen Zweck beſonders zuſammenberufenen General⸗ 
Verſammlung, in welcher jede Aktie zu einer Stimme, ohne Beſchraͤnkung ihrer 
Zahl, berechtigt iſt, verhandelt und Beſchluß gefaßt werden. 

In allen in dieſem Paragraphe erwähnten Faͤllen haben die Beſchluͤſſe 
nur dann Guͤltigkeit, wenn in der General-Verſammlung drei Viertel aller Ak⸗ 
tien vertreten ſind, und wenn ſie eine Majoritaͤt von zwei Drittel der vertrete⸗ 
nen Stimmen fuͤr ſich haben. 

Sind in ſolchen General-⸗Verſammlungen nicht drei Viertel ſaͤmmtlicher 
Aktien vertreten, ſo wird nach ſechs Wochen eine neue General: Berfammlung 
berufen, welche dann nach Stimmenmehrheit der anweſenden Aktionaire defini: 
tiv entſcheidet. 


8. 73. 
Bei allen übrigen Beſchluͤſſen entſcheidet die einfache Stimmenmehrheit. 
Aue ig der Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den 
usſchlag. 5 
Die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsraths und ihrer Stellver⸗ 
treter geſchieht im geheimen Skrutinium durch relative Stimmenmehrheit. 


§. 74. 
Jedem Aktionaire iſt es geſtattet, uͤber den Geſchaͤftbetrieb der Geſellſchaft 
in der General⸗Verſammlung ſein Urtheil auszuſprechen und Antraͤge an dieſelbe 


zu ſtellen. 

Anträge der Aktionaire muͤſſen wenigſtens vierzehn Tage vor der General⸗ 
Verſammlung dem Praͤſidenten des Verwaltungsraths ſchriftlich mitgetheilt wer⸗ 
den, widrigenfalls dem Letztern freiſteht, die Beſchlußnahme daruͤber bis zur 
naͤchſten General⸗Verſammlung zu vertagen. 

Der Praͤſident des Verwaltungsraths iſt verpflichtet, die bei ihm einge⸗ 
henden Antraͤge ungeſaͤumt der Direktion mitzutheilen. 


§. 75. 
Das Prokokoll der General⸗Verſammlung wird entweder vollſtaͤndig oder 
auszugsweiſe oͤffentlich bekannt gemacht. 
VIII. Die Beamten der Geſellſchaft. 


$. 76. 

Zur ſpeziellen Fuͤhrung der Geſchaͤfte nach den Beſchluͤſſen der Direktion 
wird ein Spezial⸗Direktor angeſtellt, welcher ſtimmberechtigtes Mitglied der Di⸗ 
rektion iſt. Die Anſtellung des Spezial⸗Direktors bleibt der Beſtaͤtigung des 
Königlichen Finanz⸗Miniſteriums vorbehalten, eben ſo auch die Genehmigung 
der Beſoldung und Feſtſtellung der Bedingungen feiner Entlaſſung und Suspenz 
dirung. Bei jeder Beamtenanſtellung muß der Spezial⸗Direktor vorgaͤngig ge⸗ 
oͤrt werden. Die Beſoldung des Spezial⸗Direktors kann zum Theile in einer 


antieme vom Reingewinne beſtehen. 
Zum 
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Zum etwaigen Stellvertreter des Spezial: Direktors wird oder werden 
auf den Antrag der Direktion ein oder mehrere Beamte der Geſellſchaft, vorbe⸗ 
haltlich der Beſtaͤtigung des Koͤniglichen Finanz-Miniſteriums vom Verwal⸗ 
tungsrathe ernannt. | 


$. 77. 


Der zweite Beamte der Geſellſchaft ift der Ober⸗Ingenieur, welcher 
ſaͤmmtliche techniſche Arbeiten zu leiten hat und zu deſſen Verfuͤgung die uͤbri⸗ 
gen techniſchen Beamten geſtellt ſind. — Die Anſtellung deſſelben, ſo wie ſeine 
Beſoldung und die Feſtſtellung der Bedingungen ſeiner Entlaſſung und Suspen⸗ 
dirung beduͤrfen der Genehmigung des Koͤniglichen Finanz- Miniſteriums. 


§. 78. 


Die ſaͤmmtlichen hoͤheren Beamten der Geſellſchaft muͤſſen vor ihrer An⸗ 
ftellung in die Hände der Direktion auf Ehre, Pflicht und Gewiſſen geloben, 
und ſich demnaͤchſt ſchriftlich verpflichten: 


1) pi direkt noch indirekt Handelsgeſchaͤfte und Handelsſpekulation zu 
treiben; 

2) ihre Meinung und ihre Antraͤge bei Verwaltung ihrer Stelle nur nach 
reiflicher Erwaͤgung, und einzig und allein im wahren Intereſſe der 
Geſellſchaft, ohne alle Nebenruͤckſichten, abzugeben; 

3) keine Funktion in irgend einer Kommunal-Verwaltung zu verſehen, 
es ſey denn, daß das Geſetz unbedingt dazu verpflichte; 

4) nicht anders Theil zu nehmen an Kommiſſionen zur Berathung von 
Kommunal⸗Intereſſen, als allein im Auftrage oder mit Genehmigung 
der Direktion; 

5) nicht Theil zu nehmen an der Verwaltung anderer Inſtitute und ano⸗ 
nymen Geſellſchaften, es ſey denn, daß die Direktion dies im Inter⸗ 
effe der Geſellſchaft ausdrücklich geſtatte. 


§. 79. 


Welches auch die Beſtimmungen der Verträge über die Anſtellung der 
hoͤhern Beamten der Geſellſchaft ſeyn moͤgen, ſo verbleibt der Direktion das 
Recht, dieſelben vermittelſt eines einſtimmigen Beſchluſſes, wegen Dienſtvergehen 
oder grober Fahrlaͤſſigkeit, oder aus triftigen moraliſchen Gruͤnden, von ihren 
Amtsverrichtungen zu ſuspendiren, auch auf ihre Entlaſſung bei dem Verwal- 
tunsrathe anzutragen. i Ä 

Zum gültigen Beſchluſſe über die Suspenſion oder den Antrag auf 
Entlaſſung des Spezial⸗Direktors genügt die Einſtimmigkeit der vier uͤbrigen 
Direktoren. 5 

Die Entlaſſung eines Beamten wird von dem Verwaltungsrathe, nach⸗ 
dem der Beamte, in ſo fern er ſich nicht entfernt hat, zur Vertheidigung und 
Rechtfertigung aufgefordert und zugelaſſen worden iſt, ausgeſprochen, wenn we⸗ 
nigſtens neun Mitglieder der Verſammlung dafuͤr ſtimmen. Eine ſolchergeſtalt 
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ausgeſprochene Entlaſſung des Beamten hat zur Folge, daß alle demſelben ver⸗ 
tragsmaͤßig gewaͤhrten Anſpruche an die Geſellſchaft fuͤr Beſoldung, Antheil am 
Reingewinne, Entſchaͤdigungen, Gratififationen und andere Vortheile, vom Tage 
der Entlaffung ab, von ſelbſt erloͤſchen. 

Die Beſchluͤſſe in Betreff der Suspendirung und Entlaſſung des Spezial⸗ 
Direktors und des Ober⸗Ingenieurs beduͤrfen, vor der Ausfuͤhrung, der Geneh⸗ 
migung des Koͤniglichen Finanz-Miniſteriums. 


— — ¶ ̃ An —ñ _ 


(Nr. 2486.) Verordnung wegen Ergänzung und Abänderung einiger Beſtimmungen des 
Feuerſozietäts-Reglements für die Rheinprovinz, vom 5. Januar 1836. 
D. d. den 23. Juli 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, bon Gottes Graben, König von 
Preußen ꝛc. ic. 5 


verordnen wegen Ergänzung und Abänderung einiger Beſtimmungen des Re⸗ 
glements fuͤr die Probinzial⸗Jeuerſozietäͤt der Rheinprovinz vom 5. Januar 1836., 
nach Anhoͤrung Unſerer getreuen Staͤnde dieſer Provinz, auf den Antrag Un⸗ 
ſeres Staatsminiſteriums, was folgt: ö 


ad $. 59. 


Die Wiederherſtellung eines abgebrannten und verſicherten Gebaͤudes 
muß, wenn nicht von dem Wiederaufbau dispenſirt, oder die Wiederherſtellung 
des Gebäudes aus polizeilichen oder anderen höheren Ruͤckſichten unterſagt wird 
(SS. 62. und 66.), in der Regel und fo weit es nach dem Umfange des Baues 
ohne Nachtheil für die Ausführung deſſelben zulaͤſſig iſt, binnen Jahresfriſt von 
dem Tage des Brandes an gerechnet, bewirkt werden; geſchieht dies nicht, ſo 
find die Hypothekglaͤubiger befugt, die Wiederherſtellung des Gebaͤudes fuͤr die 
ihnen zu uͤberweiſenden Brandentſchaͤdigungsgelder nach eignem Plane zu be⸗ 
wirken; dieſelben ſollen aber auch, wenn ſie von dieſer Befugniß Gebrauch ma⸗ 
chen, verpflichtet fepn, den Bau binnen anderweitiger Jahresfriſt zu vollenden. 


Sind mehrere Gläubiger vorhanden, fo gebuͤhrt demjenigen unter ihnen 
der Vorzug, welcher nach der Eintragung der Spaͤtere im Range iſt, und da⸗ 
her bei dem tuͤchtigen Wiederaufbau das meiſte Intereſſe hat. 


In allen 1505 Faͤllen ift die gehörige Verwendung der den Glaͤubigern 
zu zahlenden Entſchaͤdigungsſumme in gleicher Weiſe zu uͤberwachen, wie dies 
in Anſehung der dem Verſicherten ſelbſt zu zahlenden Entſchaͤdigungsgelder in 
den $$. 60. und 61. vorgeſchrieben iſt. 


In Ermangelung gütliher Vereinigung zwiſchen den Betheiligten (Schuld⸗ 
ner und Glaͤubiger) tritt richterliche Entſcheidung ein. ; 
2 a 
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ad $$. 62. und 66. 


Die Dispenſation von der Wiederherſtellung eines abgebrannten Gebaͤu⸗ 
des entweder uͤberhaupt oder auf der alten Bauſtelle ſoll von den Regierungen 
nur in ſeltenen Faͤllen aus erheblichen Gründen, immer aber nur dann ertheilt 
werden, 


a) wenn vorher eine Kommunikation mit der Provinzial⸗Feuerſozietaͤts⸗ 
Direktion Statt gehabt hat, und bei Verſchiedenheit der Anſichten die 
Entſcheidung des Ober⸗Praſidenten eingeholt worden iſt, und 


b) wenn der Verſicherte entweder die Einwilligung der Hypothekglaͤubi⸗ 
ae oder den Nachweis fuͤhrt, daß das Grundſtuͤck hypothe⸗ 
enfrei ſey. 


Wird die Dispenſation ertheilt, oder die Wiederherſtellung des abge⸗ 
brannten Gebaͤudes aus polizeilichen oder anderen hoͤheren Ruͤckſichten unter⸗ 
ſagt, ſo ſind die Hypothekglaͤubiger berechtigt, ihre Befriedigung aus den Brand⸗ 
Entſchaͤdigungsgeldern ſofort, ohne Ruͤckſicht auf die Verfallzeit ihrer Forderun⸗ 
gen, zu verlangen. 

An den Verſicherten duͤrfen die Brandentſchaͤdigungsgelder nur dann 
gezahlt werden, wenn derſelbe nachweiſt, daß die Hypothekenglaͤubiger darin ein⸗ 
willigen, oder daß das Grundſtuͤck hypothekenfrei iſt. 

Der Verſicherte muß dieſen Nachweis binnen Sechs Monaten von dem 
Tage an gerechnet fuͤhren, an welchem ihm die Dispenſation von dem Wie⸗ 
deraufbau oder die Unterſagung der Wiederherſtellung des abgebrannten Ge⸗ 
baͤudes bekannt gemacht worden iſt. Geſchieht dieſes nicht, fo iſt die Provinzial⸗ 
Feuerſozietaͤts⸗Direktion berechtigt, die Brandentſchaͤdigungsgelder bei der Bank, 
reſpektive bei dem kompetenten Gerichte deponiren zu laſſen. Dieſelbe hat die 
erfolgte Depoſition zweimal durch das Amtsblatt des Regierungsbezirks, in wel⸗ 
chem das abgebrannte Gebaͤude ſich befindet, bekannt zu machen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige: 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 23. Juli 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


nn Muͤhler. Rother. Eichhorn. v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. 
v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. Gr. p. Arnim. Flottwell. 


Gr. 2086 — 2487.) 51” (Nr. 2487.) 


1. 
Allgemeine 
Beſtimmungen. 
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(Nr. 2487.) Revidirtes Feuerſozietäts-Reglement für die Städte der Kur- und Neumark 
(mit Ausnahme der Stadt Berlin), ſo wie für die Städte der Niederlauſitz 
und der Aemter Senftenberg und Finſterwalde. D. d. den 23. Juli 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben in Folge der Antraͤge Unſerer zum Sten Provinzial-Landtage der Mark 
Brandenburg und des Markgrafthums Niederlauſitz verſammelt geweſenen ge: 
treuen Stände das Feuerſozietaͤts-Reglement für die Städte der Kur⸗ und 
Neumark (mit Ausnahme der Stadt Berlin) fo wie fuͤr die Städte der Nie: 
derlauſitz und der Aemter Senftenberg und Finſterwalde vom 19. September 
1838. einer Reviſion unterworfen und auf Grund derſelben das gegenwaͤrtige 
revidirte Reglement zu erlaſſen beſchloſſen, welches in Stelle des Reglements 
vom 19. September 1838. mit dem 1. Januar 1845. in Wirkſamkeit treten 
fol; er verordnen demnach auf den Antrag Unferes Staatsminiſteriums, 
was folgt: 


§. 1. 

Es ſoll für ſaͤmmtliche Städte, welche auf den Kommunal-Landtagen 
der Kur⸗ und Neumark vertreten werden, jedoch mit Ausnahme der Stadt 
Berlin, imgleichen fuͤr ſaͤmmtliche Staͤdte des Markgrafthums Niederlauſitz und 
der Aemter Senftenberg und Finſterwalde, fernerweit nur eine oͤffentliche So⸗ 
gietàt beſtehen, deren Zweck auf gegenſeitige Verſicherung von Gebaͤuden gegen 

euersgefahr gerichtet und in welcher alſo dieſe Gefahr dergeſtalt gemeinſchaftlich 
übernommen tft, daß ſich jeder Theilnehmer zugleich in dem Rechtsverhaͤltniſſe 
eines Verſicherers und eines Verſicherten befindet, als Verſicherer jedoch nur 
mit den ihm nach dem gegenwaͤrtigen Reglement pro rata ſeiner Verſicherungs⸗ 
Summe obliegenden Beiträgen verhaftet iſt. 


vc» 

Die Verhandlungen, Behufs Verwaltung der Angelegenheiten dieſer 
Feuerſozietaͤt: die darauf bezuͤgliche Korreſpondenz zwiſchen den Behoͤrden und 
den Mitgliedern der Sozietät, die amtlichen Atteſte für die Verſicherungen und 
die Quittungen uͤber empfangene Brandentſchaͤdigungs⸗Zahlung aus der Sozie⸗ 
taͤtskaſſe ſind von tarifmaͤßigen Stempeln und von Sporteln entbunden. 

Bei Prozeſſen Namens der Sozietät find diejenigen Stempel und 
Sporteln, deren Bezahlung der Sozietaͤt obliegt, außer Anſatz zu laſſen. 

Zu Vertraͤgen mit einer ſtempelpflichtigen Parthei iſt der tarifmäßige 
Stempel in dem halben Betrage, und zu den Nebenexemplaren der Stempel 
beglaubigter Abſchriften zu verwenden. 


§. 3. 

Eben ſo ſoll der Sozietaͤt die Portofreiheit in Abſicht aller mit dem 
Vermerke: „Feuerſozietaͤtsſache“ verſehener und mit oͤffentlichem Siegel ber 
ſchloſſener Berichte, Gelder und Packete zuſtehen, die in Feuerſozietaͤts⸗Angele⸗ 
genheiten zwiſchen den Behoͤrden hin- und hergeſandt werden. Privatperſonen 
und einzelne Intereſſenten aber muͤſſen ihre Briefe an die Feuerſozietaͤts⸗Be⸗ 
hoͤrden frankiren und kommt ihnen und den an ſie ergehenden . 

t⸗ 
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Antworten die Portofreiheit nicht zu Statten. Die Sendungen, welche hier⸗ 
nach portopflichtig ſind, ſind von der Feuerſozietaͤts⸗Behoͤrde mit der Bezeich⸗ 
nung „portopfichtig“ zu verſehen, auch find die Feuerſozietaͤts⸗Behoͤrden ver⸗ 
pflichtet, für den Fall, daß Beamte und einzelne Sozietaͤts⸗Mitglieder die porto⸗ 
freie Rubrik bei portopflichtigen Sendungen zum Nachtheile der Poſtkaſſe 
mißbrauchen, die Kontravenienten dem General⸗Poſtamte zur Beſtrafung anzu⸗ 


zeigen und die Entſcheidungen deſſelben hierauf zu befolgen. 
§. 4 


Die Sozietaͤt darf zur Verſicherung gegen Feuersgefahr nur ſtaͤdtiſche, Aufnahme⸗ 
Gebaͤude, und zwar nur ſolche Gebaͤude aufnehmen, welche innerhalb der Ge⸗ ig sti) 
meinde⸗Bezirke (Stadt, Vorſtaͤdte und ſtaͤdtiſche Feldmark) der im §. 1. be⸗ i 
zeichneten, zur Sozietät gehörigen Staͤdte belegen find. 


§. 5. 
In dieſer Beſchraͤnkung gilt zwar die Regel, daß Gebaͤude aller Art, 
ohne Unterſchied ihrer Einrichtung und Beſtimmung, zur Aufnahme geeignet ſind. 


$. 6. 

Diejenigen Gebaͤude jedoch, welche fo baufaͤllig ſind, daß ſie nach ſach⸗ 
verftändigem Urtheile nicht mehr reparaturfaͤhig, ſondern des Neubaues beduͤrftig 
und deshalb von Polizeiwegen geſchloſſen find, duͤrfen nicht aufgenommen werden. 

Gerathen ſchon verſicherte Gebaͤude in den vorbezeichneten baufaͤlligen 
Zuſtand, ſo ſcheiden diefelben mit dem Beginne desjenigen Tages, an welchem 
ihre Schließung polizeilich verfuͤgt wird, aus der Sozietaͤt aus und muͤſſen in 
Folge deſſen im Lagerbuche (Kataſter) von Amts wegen geloͤſcht werden. 

Auch ſolche Gebäude muͤſſen geloͤſcht werden, die der Beſitzer abſichtlich 
oder aus grober Fahrlaͤſſigkeit verfallen läßt, ohne die zur Erhaltung derſelben 
nothwendigen Reparaturen zu bewirken. 

Dem Beſitzer ſteht zwar auch in dieſem Falle gegen die, die Loͤſchung 
anordnende Entſcheidung der Feuerſozietaͤts⸗Direktion der Rekurs an den Ober⸗ 
Praͤſidenten der Provinz und an das Miniſterium des Innern offen (SS. 107. 
109. 110.); die Entſcheidung der Feuerſozietaͤts⸗Direktion kommt jedoch ſogleich 
nach Bekanntmachung derſelben an den Beſitzer des Gebaͤudes zur Ausfuͤhrung 
und bleibt in Kraft, bis etwa in der Rekursinſtanz eine abaͤndernde Entſchei⸗ 


dung erfolgt. 
§. 7. 


Nachſtehende Gebäude, als: 
Pulvermuͤhlen und Pulvermagazine, 
Glas⸗ und Schmelzhuͤtten, 
Eiſen⸗ und Kupferhaͤmmer, 
Stuͤckgießereien, 
Schwefelraffinerien, 
Terpenthin⸗, Firniß⸗, Holzſaͤure und Schwefelſaͤure⸗Fabriken, 
Anſtalten zur Fabrikation von Aether, Gas, Phosphor, Knallſilber 
und Knallgold, 
Spiegelgießereien, ' 
Theeröfen, Pottaſchbrennereien und Salmiaf: Fabriken, 
9 von der Aufnahme gaͤnzlich ausgeſchloſſen. 
r. 2487.) 8. 8. 
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6. 8. 

Die Beſtimmungen des vorigen 8. beziehen ſich nicht auf die Wohnge⸗ 
baͤude der Beſitzer der Fabriken oder Anſtalten, oder ihrer Arbeiter und Werk⸗ 
leute, inſofern dieſelben mit den daſelbſt benannten oder zur Aufnahme des 
rohen Materials und der Fabrikate beſtimmten Gebaͤuden keinen unmittelbaren 
Zuſammenhang haben. i 


S. 9. 
Jedes Gebäude muß einzeln, und alſo jedes abgeſonderte Neben- oder 

Hintergebaͤude beſonders verſichert werden. 

§. 10. 
Beitage Im Allgemeinen beſteht für die Eigenthuͤmer von Gebäuden Feine Zwangs⸗ 
Heiner der Pflicht, ihre Gebaͤude bei der Sozietaͤt gegen Feuersgefahr zu verſichern, ſon⸗ 
dern es haͤngt ſolches inſoweit von ihrem freien Entſchluſſe ab, als hierbei nicht 
die im $. 11. und 12. bezeichneten Rechte der im Hppothekenbuche eingetragenen 

Realglaͤubiger konkurriren. 


§. 11. 

Es ſollen naͤmlich die Eigenthuͤmer der mit Hypothekenſchulden und an 
dern sub rubr. II. eingetragenen Laſten, oder mit ſonſtigen Eigenthums⸗ und 
Dispoſitions⸗Beſchraͤnkungen beſchwerten Gebaͤude verpflichtet ſeyn, die Ver⸗ 
ſicherung bei der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt zu nehmen. 

Nur in dem Falle ausdruͤcklicher, von der betreffenden Hypothekenbehoͤrde 
gerichtlich beglaubigter Einwilligung der Hypothekenglaͤubiger und ſonſtigen ein⸗ 
getragenen Realberechtigten, und einer damit verbundenen Beſcheinigung jener 
Behoͤrde, daß ein Vermerk uͤber die bisherige Verſicherung der Gebaͤude im 
Hypothekenbuche nicht eingetragen oder ein ſolcher geloͤſcht ſey, kann der Austritt 
aus der Sozietaͤt ſtattfinden oder der Eintritt in dieſelbe unterbleiben. 

Wenn Eigenthuͤmer von Gebaͤuden, die nicht mit Reallaſten, Hypotheken 
oder ſonſtigen Beſchraͤnkungen beſchwert find, aus der Sozietät austreten oder 
derſelben nicht beitreten wollen, ſo haben ſie ſich durch ein Atteſt der Hypothe⸗ 
kenbehoͤrde daruͤber auszuweiſen, daß auf ihren Gebaͤuden keine Hypothekenſchul⸗ 
den, Reallaſten oder Einſchraͤnkungen des Eigenthums oder der Dispoſition 
eingetragen find, und daß der Vermerk über die bisherige Verſicherung im Hy⸗ 
pothekenbuche geloͤſcht oder ein folder nicht vorhanden ey. i 

Diefe Attefte und Nachweiſe müflen dem Magiſtrate überreicht werden; 
gef > dieſes nicht, fo tritt damit von ſelbſt die Verpflichtung ein, der Soc 
gietàt beizutreten. a i i 

Von dieſer Verpflichtung find nur die dem Fiskus gehörigen Gebäude 
ausgenommen, deren Beruͤckſichtigung Seitens der Sozietät nur auf befondere 
Verſicherungsantraͤge der betreffenden Behoͤrde ſtattfindet. 


8. 12. 

Diejenigen, welche hiernach nicht verpflichtet ſind, ihre Gebaͤude bei der 
Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt zu verſichern, koͤnnen ſolche auch anderswo, jedoch nur bei 
einer von dem Miniſterium geſtatteten Geſellſchaft oder Bank * Es 
ſollen jedoch alle ftädtifhe Gebaͤudebeſitzer im Sozietaͤtsbezirke, fie mögen ihre 
Gebäude bei einer Privatgeſellſchaft oder gar nicht verſichert haben, verpflichtet 
ſeyn, zu den Koſten der Nebenbeſchaͤdigungen an unverſicherten 1 

8. 119. 
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(C. 119.) fo wie zu den der ordentlichen und außerordentlichen Reviſionen nach 
Verhaͤltniß ihrer Verſicherungsſummen und reſp. des durch die Magiſtraͤte feſt⸗ 
zuſtellenden Verſicherungswerths ihrer Gebaͤude beizutragen, und ſollen dieſe 
Koſten von der Feuerſozietaͤts⸗Direktion fuͤr den ganzen Sozietaͤtsbezirk zuſam⸗ 
mengeſtellt und halbjährlich oder jährlich durch die Magifträte von den betreffen⸗ 
den Gebäudebeſitzern zum Sozietaͤtsfonds eingezogen werden. Kein Gebäude 
aber, welches anderswo ſchon verſichert iſt, kann bei der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt 
ganz oder zum Theile angenommen und kein Gebaͤude, welches bei der Staͤdte⸗ 
Feuerſozietaͤt verſichert iſt, darf auf irgend eine Weiſe anderswo nochmals, es 
ſey ganz oder zum Theile, verſichert werden. Findet ſich zu irgend einer Zeit, 
daß ein Gebaͤude dieſer Beſtimmung entgegen noch anderswo verſichert iſt, ſo 
wird daſſelbe in dem Falle, wenn keine Realſchulden auf demſelben haften, nicht 
allein in dem Kataſter der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt ſofort geloͤſcht, ſondern es iſt 
auch der Eigenthuͤmer im Falle eines Brandes der ihm ſonſt aus derſelben zu⸗ 
kommenden Brandverguͤtigung verluſtig, ohne daß gleichwohl ſeine Verbindlich⸗ 
keit zu allen Feuerkaſſenbeitraͤgen bis zum Ablaufe des Jahres, in welchem die 
Ausſchließung erfolgt, eine Abaͤnderung erleidet. 

Iſt aber das Gebaͤude mit Realſchulden belaſtet, ſo erfolgt die Verguͤ⸗ 
tigung des Brandſchadens aus der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt inſoweit, als die zu 
zahlende Verſicherungsſumme zur Sicherſtellung oder Befriedigung der Hypo⸗ 
theken⸗ oder ſonſtigen eingetragenen Realglaͤubiger erforderlich iſt, jedoch mit 
Pps anale der etwa aus andern Sozietaͤten geleifteten und verwendeten Zah⸗ 
ungen. 

In beiden Fällen iſt jedoch die Sozietät verpflichtet, dem kompetenten 
Gerichte zur naͤhern Beſtimmung daruͤber Anzeige zu machen, ob Grund zur 
Kriminal⸗Unterſuchung wegen intendirten Betruges vorhanden ſey. 

Außerdem bleibt der Sozietät der Civil⸗Anſpruch gegen den Verſicherten 
ſowohl als gegen jeden Mitſchuldigen nach den allgemeinen Landesgeſetzen 
vorbehalten. 


$. 13. 

Jeder Eigenthümer zum Feuerſozietaͤts⸗ Bezirke gehoͤrender Gebaͤude, wel⸗ 
cher dieſelben anderswo, als bei der Staͤdte⸗Feuerſozietat zu verſichern Willens 
und nach §. 11. dazu befugt iſt, muß ſeinen desfallſigen Antrag unter Einrei⸗ 
chung der zum Nachweiſe feiner Befugniß erforderlichen Atteſte der Hypotheken⸗ 
Behoͤrde mit Angabe der nach den Grundſaͤtzen dieſes Reglements zulaͤſſigen 
Verſicherungs⸗Summe (88. 21. und 22.), welche durch die Gebaͤude⸗Beſchrei⸗ 
bung event. Taxe ($. 31.) nachzuweiſen iſt, bei dem Magiſtrate machen; dieſer 
hat die zu nehmende Verſicherung vorſchriftsmaßig (S. 23.) zu prüfen, und 
wenn er dabei nichts zu erinnern findet, feine Genehmigung zu ertheilen. 

Iſt die Genehmigung ertheilt, ſo wird das betreffende Gehoͤft, auf wel⸗ 
chem der Gebaͤude⸗Komplexus ſich befindet, als zur Sozietaͤt nicht mehr gehörig 
erachtet, und dieſe nimmt von den ſpaͤter auf ſolchen etwa zu errichtenden Ge⸗ 
pisa 7 Verſicherung im Intereſſe der Hypothek⸗Glaͤubiger keine wei⸗ 

e Ruͤckſicht. 
Eine Verſicherung einzelner Gebaͤude eines Gehoͤftes bei der Staͤdte⸗ 
Seuerfogierdt und einzelner Gebaͤude deſſelben bei einer Private Sozietät iſt un⸗ 
r. 2487.) zu⸗ 
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zuläffig, eben fo wenig kann ein Beſitzer die beſſer gebauten Gebäude feines Ges 
baͤudebeſitzes überhaupt, infofern dieſelben in einem und demfelben Gemeinde: 
Bezirke belegen find, bei einer Privat-Sozietaͤt und die ſchlechter gebauten bei 
der Öffentlichen Sozietät zur Verſicherung bringen. 

Die Magiſtraͤte haben jedoch die Staͤdte-Feuerſozietaͤts⸗Direktion von 
den in jeder Stadt beſtehenden Privat-Verſicherungen in ſteter Kenntniß zu er⸗ 
halten und demnach alljaͤhrlich eine Nachweiſung der beſtehenden und der im 
Laufe des Jahres neuerdings genehmigten Privat-Verſicherungen, unter Angabe 
der Gebaͤude, der Eigenthuͤmer derſelben, der verſichernden Privatgeſellſchaften 
und der Verſicherungsſummen einzuſenden, dergeſtalt, daß die Summe aller zu 
Anfange eines jeden Jahres beſtehenden Verſicherungen dieſer Art vollſtaͤndig 
und genau erſichtlich iſt. 

Nicht minder muß die Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts-Direktion in Folge der Be⸗ 
ſtimmung im §. 12., nach welcher die, weder bei der Städte-Feuerfozietät, noch 
auch bei einer Privatgeſellſchaft verſicherten Gebäude zu den Koſten der Nebenz 
Beſchaͤdigungen an unverſicherten Gebaͤuden, ſo wie zu denen der ordentlichen 
und außerordentlichen Reviſionen nach Verhaͤltniß ihres Verſicherungs-Werthes 
mit veranlagt werden, auch von dieſen Gebaͤuden und deren Verſicherungswerthe 
in fortgeſetzter Kenntniß erhalten werden, weshalb die Magiſtraͤte auch von die⸗ 
fen Gebäuden, den Eigenthuͤmern und dem, nach Maaßgabe der in den SS. 24. 
und folgenden enthaltenen Vorſchriften feftzuftelenden Verſicherungswerthe der⸗ 
ſelben der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Direktion alljaͤhrlich eine Nachweiſung zu uͤber⸗ 
reichen haben. ri 


$. 14. 

Der Eintritt in die Sozietät mit den davon abhängigen Wirkungen fin: 
det regelmäßig, und wenn nicht ein Anderes in Antrag gebracht wird, nur Cin: 
mal jaͤhrlich, naͤmlich mit dem Tagesbeginne des 1. Januar jeden Jahres Statt. 
Doch iſt der Eintritt, ſo wie eine Erhoͤhung der Verſicherungsſumme, falls ſolche 
durch bauliche Verbeſſerungen oder ſonſt gerechtfertigt und nachgewieſen wird, 
auch im Laufe des Jahres geſtattet, wenn darum unter der ausdruͤcklichen Ver⸗ 
pflichtung, alle Beiträge für das Semeſter (S. 38.), in welchem die Aufnahme 
erfolgt, entrichten zu wollen, nachgeſucht wird. OEL 

Die rechtliche Wirkung des Vertrages beginnt in dieſem Falle mit der 
Anfangsſtunde desjenigen Tages, von welchem das Genehmigungs-Reſkript der 
Feuerſozietaͤts⸗Direktion datirt iſt. 

Der Austritt aus der Sozietaͤt, ſo wie jede Herunterſetzung der Ver— 
ſicherungſumme, fo weit ſolche ſonſt zulaͤſſig iſt (SS. 11. und 36.), findet nur 
Einmal jaͤhrlich, mit dem Ablaufe des letzten Dezembertages, Statt. 


$. 15. 
Wer der Sozietät mit dem naͤchſtbevorſtehenden Eintrittstermine als 
neuer Intereſſent beitreten will, muß ſein desfallſiges Geſuch wenigſtens zwei 
Monate vor dem 1. Januar anbringen. 


§. 16. 

Dem Geſuche muͤſſen die nach Anleitung der SS. 24 — 26. anzuferti⸗ 
genden Beſchreibungen von den Gebäuden beigefügt werden; bedürfen ſolche noch 
einer Vervollſtaͤndigung, ſo iſt ſelbige laͤngſtens 6 Wochen vor dem * uf 
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Aufnahme⸗Termins zu bewirken, oder in gleicher Friſt die ſpezielle Taxe, wenn 
ſolche nach S. 31. dieſes Reglements erforderlich ift, bei dem Magiſtrate einzu⸗ 
reichen, von welchem ſaͤmmtliche Antraͤge mit den Beſchreibungen, Taxen und 
ſonſtigen Verhandlungen, bei eigener Vertretung bis zum 1. Dezember oder in 
der $. 19. beſtimmten Friſt, an die Direktion gelangen muͤſſen. Bei dieſer wird 
dann, wenn ſich bei einzelnen Geſchaͤften Erinnerungen und Bedenken finden, 
zu deren Erledigung noch ſchleunigſt das Noͤthige verfuͤgt, indeſſen aber mit 
Eintragung der unbedenklichen e in das Lagerbuch verfahren. 


. 17. 

Herunterſetzungen der Verſicherungsſummen und gaͤnzliche Loͤſchungen, die 
in Folge baulicher Veränderungen oder nach der den Gebaͤudebeſitzern innerhalb 
der in den SS. 11. und 36. angegebenen Schranken zuſtehenden Befugniß ein⸗ 
treten, koͤnnen noch bis 6 Wochen vor dem naͤchſten Ein- und Austrittstermine 
gültig angebracht und muͤſſen bis dahin angenommen werden. 


§. 18. 

Antraͤge dieſer Art, welche nach Vorſtehendem zu ſpaͤt eingehen, um noch 
fuͤr den naͤchſten Termin erledigt werden zu koͤnnen, werden im Zweifelsfalle ſo 
angeſehen, als ob ſie im Laufe der naͤchſtfolgenden Periode zu gehoͤriger Friſt 
angebracht worden waͤren. 


§. 19. 

Anträge auf fofortigen Eintritt in die Sozietät (S. 14.) find gleichfalls 
bei dem Magiſtrate anzubringen und von demſelben, wenn ſie gehoͤrig belegt ſind, 
bei eigener Vertretung binnen laͤngſtens 8 Tagen an die Sozietaͤts⸗ Direktion 
zu befoͤrdern, von welcher die Entſcheidung in einer beſonderen Verfuͤgung und 
zwar binnen drei Tagen vom Tage des Empfanges an gerechnet, auszuſprechen 
iſt. Sollte dieſe Friſt von der Direktion nicht inne gehalten werden, ſo wird 
der Antragende von dem Ablaufe des dritten Tages an ſo lange als Verſicher⸗ 
ter rechtlich betrachtet, bis die Direktion den Antrag zuruͤckgewieſen hat. 


§. 20. 
Ueber die erfolgte Annahme der Gebaͤude wird dem Beſitzer unter Zeich⸗ 
nung der Sozietaͤts⸗Direktion eine Beſcheinigung ausgefertigt, aus welcher ſich 
der Name, der Stand oder das Gewerbe des Verſicherten, das verſicherte, moͤg⸗ 
lichſt genau zu bezeichnende Gebäude, die Verſicherungsſumme und die Klaſſe, 
wozu das Gebaͤude gehoͤrt, und die Nummer des Lagerbuchs ergeben, und welche 
das Verſprechen enthalten muß, alle Feuersgefahr nach den Vorſchriften dieſes 
Reglements von dem genau zu bezeichnenden Eintrittstage an zu uͤbernehmen. 
Daſſelbe wird dem Beſitzer durch den Magiſtrat zugeſtellt. 
Wo unter einer Nummer des Lagerbuchs (Kataſter) mehrere zu einem 
Beſitzthume gehörige Gebäude eingetragen find, wird über deren Verſicherung 
mit Angabe der Gebaͤude nur eine Beſcheinigung ausgefertigt. Kommen in 
Folge der Zeit Veränderungen bei dieſen Gebäuden vor, ſey es ruͤckſichtlich der 
Klaffififation oder der Verſicherungsſumme, fo muß die Beſcheinigung danach 
rektifzirt oder eine neue ausgefertigt werden. 
$. 21. 
Die Verſicherungsſumme darf den dermaligen gemeinen Bauwerth der⸗ pöhe d. Ber 
jenigen Theile des verſicherten oder zu verſichernden Gebaͤudes, welche durch ian ngeſan 
Jahrgang 1844. (Nr. 2487.) 59 Feuer 
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Feuer zerſtoͤrt oder beſchaͤdigt werden koͤnnen, niemals uͤberſteigen. Als nicht 
zerſtoͤrbar find nur die Fundamente und die unter der Erde befindlichen Umfaſ⸗ 
ſungsmauern der Keller zu erachten. Ausgenommen hiervon ſind Windmuͤhlen, 
deren Verſicherung dahin firirt iſt, daß eine Bockwindmuͤhle nicht höher als mit 
800 Thalern, und eine Hollaͤndiſche Windmuͤhle, nach deren Umfange und den 
darin angebrachten Mahlgaͤngen, fuͤr jeden Mahlgang nur mit 800 Thalern 
verſichert werden kann. 8 


5 $. 22. 

Mit Beobachtung dieſer Beſchraͤnkung hat der Gebaͤude⸗Eigenthuͤmer die 
Summe anzugeben, auf welche er Verſicherung nehmen will, nur muß die 
Summe den Betrag von 25 Thalern erreichen und fernerhin durch 25 theilbar 
ſeyn. Es werden hierbei Betraͤge unter 121 Thaler gar nicht, und von da ab 
bis zu 25 Thalern fuͤr voll gerechnet. 


$. 23. 

Der im . 21. angeordneten Beſchraͤnkung iſt fortan auch jeder, der feine 
Gebäude anderswo, als bei der Städte-Feuerfozietät verſichern läßt, unterwor⸗ 
fen, dergeſtalt, daß jede höhere Verſicherung unzulaͤſſig ift, und nur in Betreff 
der Windmuͤhlen findet eine Ausnahme hiervon inſofern Statt, als die Beſitzer 
dieſelben bei einer Privat-Verſicherungs⸗Geſellſchaft auch zu hoͤhern, als den im 
S. 21. normirten Saͤtzen, ſoweit dadurch der gemeine Bauwerth nicht uͤberſtie⸗ 
gen wird, verſichern Fönnen. ö i 

Jedes Zuwiderhandeln von Seiten eines Verſicherten gegen dieſe Vor⸗ 
ſchriften fol, außer der Zuruͤckfuͤhrung der Verſicherungsſumme auf den im 
§. 21: beſtimmten Werth, mit einer zur Sszietaͤtskaſſe fließenden Geldbuße von 
fünf bis funfzig Thalern, wenn der Kontraventionsfall vor einem Brande ent: 
deckt wird, ſonſt aber, wenn die Entdeckung der Ueberſchreitung erſt nach dem 
Brande geſchieht, neben jener Geldbuße mit dem Verluſte der Verſicherungs⸗ 
Summe, fo weit ſie uͤber den im S. 21. beſtimmten hoͤchſten Verſicherungswerth 
hinausgeht, beſtraft werden. Letztere Strafe faͤllt zur Haͤlfte dem Sszietaͤtsfonds 
und zur andern Hälfte der Orts-Armenkaſſe zu. 


§. 24. 

Eine foͤrmliche Taxe des durch Feuer zerſtoͤrbaren Theils der zu verſi⸗ 
chernden Gebäude (6. 21.) wird in der Regel nicht erfordert, ſondern es genügt 
an einer moͤglichſt genauen und treuen Beſchreibung eines jeden einzelnen Ger 
baͤudes, welches verſichert werden ſoll. 


§. 25. 

Damit aber die Beſchreibungen zweckmäßig und gleichfoͤrmig werden, 
muͤſſen ſie nach Anleitung der hier beigefuͤgten Anweiſung in die vorgeſchriebe⸗ 
nen Schemata eingetragen und dieſe Anweiſung nebſt Schema durch den Ma⸗ 
giſtrat jedem Intereſſenten auf Koſten der Sozietät gratis zugeſtellt werden. 
Auch muß der Magiſtrat Veranſtaltung treffen, daß auf Antrag des Intereſſen⸗ 
ten und nach deſſen Angaben die nöthigen Schemata gegen billige Schreibge⸗ 
buͤhr, die der Verſicherer zu entrichten hat, ausgefuͤllt werden. 


$. 26. 
Von einem jeden, ein abgegrenztes Beſitzthum oder Gehöft Alben 
e⸗ 
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Gebäude foll nur eine Beſchreibung in zwei Exemplaren angefertigt, von dem 
Eigenthuͤmer vollzogen und bei dem Magiſtrate eingereicht werden. 


27. 

Der Magiſtrat legt demnaͤchſt die Gebaudebeſchreibungen einer in jeder 
Stadt zu konſtituirenden Kommiſſion, deren Mitglieder der Magiſtrat ernennt, 
und welche aus: 

einem Magiſtrats-Mitgliede, 

einem zu dieſem Zwecke vereideten Zimmermeiſter und 

einem gleichfalls vereideten Maurermeiſter, 

{o wie zweien Affoziirten, die im Orte wohnen, 
beſteht, zur Pruͤfung vor. 

Wenn an einem Orte ein Maurer- oder ein Zimmermeiſter ſich nicht 
befindet, ſo koͤnnen auch andere 5 zur Kommiſſion beſtimmt werden. 
28. 

Saͤmmtliche Mitglieder der Kommiſſion überzeugen ſich durch Beſichti— 
gung und Reviſion an Ort und Stelle, ob die Gebaͤudebeſchreibungen richtig, 
inſonderheit ob diejenigen Merkmale der Wahrheit gemaͤß angegeben ſind, welche 
die Klaſſifikation bedingen. Sie reffifiziren letztere, wo es noͤthig iſt, und pruͤ⸗ 
fen nach §. 21. die von dem Eigenthuͤmer in Antrag gebrachte Verſicherungs⸗ 
Summe und überzeugen ſich von der eigenhaͤndigen Vollziehung der Gebaͤude⸗ 
Beſchreibung Seitens des Eigenthuͤmers. 
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$. 29. tie 
Hat die Kommiſſion gegen die vorgelegte Beſchreibung, gegen die Ver⸗ 
ſicherungsſumme und die Klaſſe keine Erinnerungen zu machen, oder unterwirft 
ſich der Eigenthuͤmer den von derſelben für nöthig erachteten Abaͤnderungen, fo 
wird ſolches, ſo wie die eigenhaͤndige Vollziehung Seitens des Eigenthuͤmers 
(§. 28.) auf der Beſchreibung durch die Kommiſſion mit deren Unterſchrift 
regiſtrirt und hierunter von dem Magiſtrate das pflihtmäßige Atteſt beigefuͤgt, 
daß die Klaſſifikation der Gebäude der Wahrheit gemäß angegeben ſey, daß 
die begehrte Verſicherungsſumme den muthmaßlichen Werth eines jeden Gebaͤu⸗ 
des nicht uͤberſteige, und daß die Gebaͤudebeſchreibung überhaupt nichts enthalte, 
was ihm als wahrheitswidrig bekannt ſey. 
$. 20 


Findet aber die Kommiſſion Bedenken gegen die in Antrag gebrachte 
Verſicherung und insbeſondere gegen die Hoͤhe der Verſicherungsſumme, und 
iſt der Eigenthuͤmer des Gebaͤudes nicht gemeint, auf die Vorhaltung des Ma⸗ 
giſtrats die Verſicherungsſumme ſo weit, daß dem letzteren und der Kommiſſion 
kein Bedenken weiter uͤbrig bleibt, herabzuſetzen, ſo tritt die Nothwendigkeit 
einer Taxirung ein. 


EUR 

In ſolchem Falle muß auf Koſten des Eigenthuͤmers von einem vereide⸗ 

ten Baubeamten, mit kunſtmaͤßiger Genauigkeit, unter Zuziehung eines Depu⸗ 
titten des Magiſtrats, eine foͤrmliche Taxe zu dem Zwecke und aus dem Ger 
ſichtspunkte aufgenommen werden, daß dadurch mit Ruͤckſicht auf die örtlichen 
Materialienpreiſe und unter billiger Beruͤckſichtigung des geringeren Preiſes der⸗ 
a Fuhren, Handreichungen und anderen, keine tech niſche Kunſtfertigkeit 
* 2387.) 52* er⸗ 
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erfor dernden baulichen Arbeiten, die der Eigenthuͤmer mit feinem Hausweſen 
ſelbſt beſtreiten kann, der damalige Werth derjenigen in dem Gebäude enthal⸗ 
tenen Baumaterialien und Bauarbeiten feſtgeſtellt werde, welche durch Feuer 
zerſtoͤrt oder beſchaͤdigt werden koͤnnen, mit Ausſchluß deſſen, was nicht durch 
Feuer verletzt werden kann. Der dermalige Werth der Bauarbeiten ergiebt 
ſich bei Gebaͤuden, die nicht mehr voͤllig im baulichen Zuſtande ſind, dadurch, 
daß deren nach vorſtehenden Beſtimmungen feſtgeſtellter Werth in demſelben 
Verhaͤltniß reduzirt wird, in welchem der Materialienwerth in dem vorgefun⸗ 
denen Zuftande zu demjenigen Werthe ſteht, den die Baumaterialien in völlig 
gutem Zuſtande haben wuͤrden. 


§. 32. 

Die Summe, mit welcher die Taxe abſchließt, muß mit 25 theilbar ſeyn, 
oder dahin nach den Vorſchriften des §. 22. abgerundet und die Taxe in dop: 
pelter Ausfertigung von dem tarirenden Baubeamten ſelbſt vollzogen werden. 
Ueber die dadurch feftgeftellte Werthſumme hinaus iſt ſchlechterdings Feine Feuer— 
Verſicherung ſtatthaft. 


$. 33. 

Sowohl bei der von dem Eigenthuͤmer ſelbſt nach SS. 22. bis 26. be⸗ 
ſtimmten Verſicherungsſumme, als bei der Taxirung, iſt auch noch darauf zu 
achten, daß wenn der Eigenthuͤmer des Gebäudes etwa freies Bauholz zu for: 
dern Befugniß hat, der Werth deſſelben außer Anſatz bleibe. Dagegen iſt 
derjenige, welcher das freie Bauholz zu liefern verpflichtet iſt, berechtigt, ſolches 
beſonders zu verſichern; dies darf jedoch nur bei derſelben Verſicherungsanſtalt 
geſchehen, bei welcher das Gebaͤude ſelbſt aſſozürt iſt. 
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§. 34. 

Uebrigens dürfen weder die auf den Grund bloßer Gebaͤudebeſchreibun⸗ 
gen gewaͤhlten Verſicherungsſummen, noch die bloß zum Zwecke der Feuerver⸗ 
ſicherung aufgenommenen Taxen zur Grundlage bei oͤffentlichen oder Gemeinde⸗ 
Abgaben und Laſten angewendet und überhaupt wider den Willen der Grund— 
Beſitzer jemals zu fremdartigen Zwecken benutzt werden. 


§. 35. 

Regelmaͤßige periodiſche Reviſionen der Verſicherungsſummen oder Taxen, 
um die durch den Verlauf der Zeit erfolgende Verminderung des Werths der 
verſicherten Gebaͤude im Auge zu behalten, ſind zwar nicht erforderlich, die So⸗ 
zietaͤts⸗Direktion hat aber jederzeit das Recht, ſolche Reviſionen allgemein oder 
einzeln auf Koſten der Sozietaͤt vorzunehmen. 

Sie kann i 

entweder die Reviſion durch einen vereideten Baubeamten auf Grund 
der vorhandenen Gebaͤudebeſchreibungen vornehmen laſſen, oder die 
Beibringung neuer Gebaͤudebeſchreibungen und deren Pruͤfung durch die 
Reviſionskommiſſion und den Magiſtrat verlangen. 

In beiden Faͤllen tritt der durch die Reviſion ermittelte gemeine Bau: 
Werth als verſicherungsfaͤhig bleibende Summe ſofort nach erfolgter Bekannt⸗ 
machung des Reſultats an den Gebaͤudebeſitzer in Kraft, und es bleibt dieſem 
nur uͤberlaſſen, falls er mit der Feſtſtellung nicht einverſtanden iſt, eine fpezielle 
Taxe nach den im S. 31. getroffenen Beſtimmungen aufnehmen zu laſſen. 2 

ir 
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Wird durch die Taxe eine andere Summe ermittelt, fo kann der Ges 
bdudebefiker die Verſicherung des Gebäudes nach deren Ergebniß verlangen. 

Ein gleiches Verfahren findet in Bezug auf die bei Privatgeſellſchaften 
verſicherten Gebäude Statt, und iſt die Direktion bei ihr bekannt werdenden 
oder vermutheten Ueberverſicherungen ſolcher Gebäude eben fo verpfſichtet als 
berechtigt, gegen den betreffenden Magiſtrat das Verlangen auszuſprechen, daß 
die ſofortige Herabſetzung auf den ermittelten Verſicherungswerth bewirkt werde. 

Alle mit den Feuerſozietaͤts⸗Angelegenheiten beauftragte Beamte ſind na⸗ 
mentlich und ganz beſonders verpflichtet, beim Verfalle der Gebaͤude, zumal ſol⸗ 
cher, deren Werth nach der Erfahrung ſchnell abzunehmen pflegt, ihr vorzuͤgli⸗ 
ches Augenmerk darauf zu richten, daß die Verſicherungsſumme niemals den 
wirklich noch vorhandenen Werth der verſicherten Gebaͤude uͤberſteige. 


§. 36. 

Anträge auf Erhöhung der Verſicherungsſumme müffen ſtets durch bau⸗ (g; 
liche Verbeſſerungen oder durch den Nachweis eines beim erſten Antrage etwa * an 
vorgekommenen Irrthums oder einer abſichtlich zu niedrigen Angabe unterſtuͤtzt 8 
werden. Derjenigen nothwendigen Herunterſetzung der Verſicherungsſumme, 3 
welche daraus folgt, daß der Werth des durch Feuer zerſtoͤrbaren oder unbraud: 
bar zu machenden Theils des verſicherten Gebaͤudes nicht die Höhe der bishe⸗ 
rigen Verſicherungsſumme erreicht, muß ſich aber ein Jeder und zu jeder Zeit 
unterwerfen, und es ſteht dagegen auch den Hypothekenglaͤubigern und anderen 
Realberechtigten kein Widerſpruch zu. 

Eine willkuͤhrliche Herunterſetzung der nur zum gemeinen Bauwerthe 
(F. 21.) verſicherten Gebäude findet nicht Statt, es ſey denn, daß die ausdruͤck⸗ 
liche Einwilligung der im S. 11. bezeichneten Hypothekenglaͤubiger und Realberech⸗ 
tigten beigebracht oder der Nachweis der Tilgung ihrer Forderungen geführt wird. 


8. 37. 

Die von den Theilnehmern der Sozietaͤt zu leiſtenden Beitraͤge ſind zur 7. 
Beſtreitung aller Ausgaben der Staͤdte-Feuerſozietaͤt beſtimmt. Sie werden age der 
halbjährlich postnumerando nach dem Bedarfe und nach den für den Zeitraum, da 
auf welchen der Bedarf fi bezieht, kataſtrirten Verſicherungsſummen von der 
Direktion ausgeſchrieben (S. 39. und folgende). 

$. 38. 

Die Einzahlung muß laͤngſtens vier Wochen nach dem Ausſchreiben 
erfolgen und wird der aͤußerſte inzahlungstermin in demſelben von der Dis 
rektion beſtimmt. i 

Die Muͤckſtaͤnde werden ohne alle Nachſicht in gleicher Art, wie die öf- 
fentlichen Steuern, von den Reſtanten exekutiviſch beigetrieben. 


§. 39. 

Die Summe des Beitrags beſtimmt ſich fuͤr jedes verſicherte Gebaͤude 
nach der Klaſſe, zu welcher es nach ſeiner Beſchaffenheit und Benutzung und 
dem daraus hervorgehenden Grade feiner Feuergefaͤhrlichkeit gehört. Es ſollen 
namlich in der Städte-Feuerfozietät 4 Klaſſen ſtattfinden. 


I. Zur erſten Klaſſe gehören: 


a) ganz maſſive Gebäude mit Stein- oder Metallbedachung oder ſonſt mit 
(Nr. 2487.) einer 
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einer Bedachung, deren Maſſe von der Landes⸗Polizeibehoͤrde ausdruͤck⸗ 
lich als feuerſicher anerkannt iſt; 

b) Fachwerksgebaͤude mit einer der ad a. bezeichneten Bedachungsarten und 
mit maſſiven oder auf 2 Stein verblendeten Brandgiebeln oder mit an⸗ 
deren maſſiven bis zum Forſte reichenden Waͤnden, falls ſie gleichen 
Schutz gewaͤhren; 

e) ganz maſſive Gebaͤude mit ſogenannten Walmen oder vierſeitigen Daͤ⸗ 
chern, auch ſogenannte maffive Giebelhaͤuſer und mit der ad a. bezeich⸗ 
neten Bedachungsart, wenn die maffiven Waͤnde bis zum Dache reichen; 

d) maſſive Gebaͤude mit gleicher Bedachung, deren Giebelſeiten zwar nicht 
durch eigene maſſive Giebel, wohl aber durch die Giebel der daran ſto⸗ 
ßenden maſſiven Gebaͤude voͤllig geſchloſſen werden, vorausgeſetzt, daß in 
den ad a. bis d. gedachten Gebaͤudearten keine Triebwerke ſich befinden, 
welche zur Bearbeitung von Getreide oder leicht feuerfangenden Gegen— 
ſtaͤnden dienen. 


II. Zur zweiten Klaſſe gehoͤren: 

a) Gebäude von der vorher ad I. a. bis d. bemerkten Bauart, ſobald ſich 
darin Triebwerke befinden, die zur Bearbeitung von Getreide oder leicht 
feuerfangenden Gegenſtaͤnden dienen; 

b) Fachwerksgebaͤude mit Stein: oder Metallbedachung oder ſonſt mit einer 
Bedachung, deren Maſſe von der Landes⸗Polizeibehoͤrde ausdrücklich 
als feuerſicher anerkannt iſt, ohne derartige Triebwerke, ſobald ſie keine 
maſſive oder auf 3 Stein verblendete Brandgiebel haben, und die 
ſaͤmmtlichen Umfaſſungswaͤnde ſammt Giebel ausgemauert oder vollſtaͤn⸗ 
dig geſtaakt und gelehmt ſind; 

e) Fachwerkgebaͤude von gleicher Bedachungs⸗ und Bauart, deren Giebel⸗ 
Seiten zwar nicht durch einen maſſiven Giebel, wohl aber durch die Gie— 
bel der daran ſtoßenden maſſiven Gebaͤude vollftändig gedeckt werden; 

d) e e mit maſſiven Giebeln und maſſiver Hinterwand und Glas— 
edachung. 


III. Zur dritten Klaſſe gehoͤren: 

a) Gebaͤude von Fachwerk, worin ſich Triebwerke der vorgedachten. Art be 
finden, wenn die Gebaͤude zwar eine Stein⸗ oder Metall» Bedachung 
oder ſonſt eine Bedachung, deren Maſſe von der Landes⸗Polizei⸗Behoͤrde 
ae als feuerſicher anerkannt ift, dagegen keine maſſive Brand 
giebel haben; 

b) Gebäude von Fachwerk mit den ad a. bemerkten Bedachungsarten, deren 
aͤußere Wände oder Giebel theilweiſe oder durchweg nicht ausgemauert 
oder nicht geftaaft oder gelehmt, vielmehr mit Brettern beſchlagen oder 
offen ſind, ganz is i davon, ob die offenen Waͤnde oder Giebel 
durch ein anderes Fachwerksgebaͤude gedeckt werden oder nicht. 

Den Beſitzern der beim Erſcheinen des gegenwaͤrtigen revidirten Re⸗ 
glements vorhandenen derartigen sub. III. b. bezeichneten Gebaͤude, die 
bis jetzt zur II. Klaſſe geſtellt find, foll jedoch eine Friſt von einem Jahre 
gewaͤhrt werden, um durch Ausfachung der aͤußeren a he zur 

Klaſſe 


— 345 — 


II. Klaſſe nach den Beſtimmungen sub. II. b. geeignet zu machen, ehe 
die Verſetzung in Klaſſe III. erfolgt. 

e) Alle mit hoͤlzernen Schornſteinen oder mit ſogenannten Schwiebboͤgen 
verſehene Gebäude, wenn fie auch mit Stein⸗ oder Metallbedachung 
oder ſonſt mit einer Bedachung verſehen ſind, deren Maſſe von der 

Landes ⸗Polizei⸗Behoͤrde als feuerfiher anerkannt iſt; 

d) Gebäude von gleicher Bedachung mit hoͤlzernen Umfaſſungswaͤnden, d. h. 
deren Waͤnde oder Fache weder ausgemauert, noch geſtaakt und gelehmt, 
vielmehr mit Holzſtuͤcken ausgelegt ſind, oder ganz oder theilweiſe aus 

olzſtuͤcken beſtehen; 

e) Spinnereien in Schaaf⸗ und Baumwolle, ſofern der Betrieb nicht durch 
Handmaſchinen, fondern durch Waſſer⸗ oder Dampfkraft bewirkt wird; 

0) Eichorien-Fabriken bei einer der ad a. bemerkten Bedachungsarten; 

g) Treibhaͤuſer mit Fachwerksgiebel und Wände bei einer Glasbedachung. 


IV. Zur vierten Klaffe gehören: 


a) alle mit Rohr, Stroh oder Holz gedeckte Gebaͤude; 

p) Windmuͤhlen unter der in §. 21. feſtgeſetzten Beſchraͤnkung; 

e) Ziegel⸗ und Kalkoͤfen; i 

d) Theater; 

e) Zuckerſiedereien; 

4) Gebaͤude, worin ſich Dampfkeſſel befinden, welche entweder als bewegende 
Kraft der Dampf⸗Maſchinen dienen oder in welchen bei einem Inhalte 
von 80 Kubikfuß und daruͤber, die Daͤmpfe zu irgend einem Zwecke, 
z. B. zum Sieden der Kartoffeln in großen Brennereien ꝛc. geſpannt 
werden; 

8) Gebäude mit hoͤlzernen oder unausgefachten Umfaſſungswaͤnden oder Gie⸗ 
beln, in denen ſich Muͤhlenwerke befinden, die mit Dampf: oder Waſſer⸗ 
cata 2 55 werden, wenn dieſe Gebäude auch eine feuerſichere Beda— 

ung haben; | 

h) Spinnereien in Schaaf und Baumwolle, deren Betrieb nicht durch 
Handmaſchinen, ſondern durch Waſſer⸗ oder ar 0 bewirkt wird, 
ſofern das Gebaͤude hoͤlzerne oder ausgefachte Umfaſſungswaͤnde oder 
Giebel hat, oder aus hoͤlzernen Umfaſſungswaͤnden beſteht, wenn auch 
die Bedachung mit Ziegeln oder auch ſonſt als feuerſicher anerkannte 
Weiſe verſehen iſt. 


40. 

Zu den maſſiven Gebaͤuden ſind ſolche zu rechnen, deren Umfaſſungs 
Waͤnde bis zur Dachſpitze hinauf oder bei vierſeitiger Bedachung ſo sh ‘he 
Giebelhaͤuſern bis zum Dache ganz von Feld⸗, gebrannten Mauer⸗ oder Luft⸗ 
Steinen oder auch von geſtampftem Lehm (Pisé) aufgefuͤhrt find. 


41. 
Fachwerksgebaͤude ſind ſolche, deren hoͤlzerne Fachwerke mit Mauerſteinen 
ausgemauert oder geſtaakt und gelehmt find. 


Ein maſſiver Brandgiebel iſt ein ſolcher, der vom Grunde aus bis zur 
(Nr. 2487.) Dach⸗ 
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Dachſpitze ganz maſſiv aufgeführt if. Oeffnungen in demſelben veranlaffen eine 
Herabſetzung in eine geringere Klaſſe nicht. 


§. 43. 
Bei Gebaͤuden von gemiſchter Bau: oder Bedachungsart beſtimmt der 
feuergefaͤhrlichere Theil derſelben die Klaſſe, zu welcher fie gehören. 
§. 44 


Hiernach hat über die Klaſſe, in welche ein zur Verſicherung angemel⸗ 
detes Gebäude geſtellt werden ſoll, auf das Gutachten der ſtaͤdtiſchen Kommiſ— 
fion der Magiſtrat zu beſtimmen; der Sozietaͤts⸗-Direktion ſteht jedoch die end⸗ 
liche Feſtſetzung zu, und ſoll dieſe, namentlich in zweifelhaften Faͤllen, wie ſie bei 
ungewoͤhnlichen Bauarten vorkommen koͤnnen, die Klaſſe unter billiger Beruͤck⸗ 
ſichtigung der baulichen Verhaͤltniſſe zu beſtimmen gleichfalls befugt ſeyn. 

Kirchen und deren Thuͤrme, inſofern ſie noch zum Gottesdienſte gebraucht 
werden, ſollen ruͤckſichtlich der minderen Gefaͤhrlichkeit nur mit der Haͤlfte des 
en herangezogen werden, der nach der Klaſſe, zu welcher ſie gehoͤren, zu 
zahlen iſt. 


S. 45. 
Iſt der Eigenthuͤmer mit der Beſtimmung des Magifirat und event. 
der Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion nicht zufrieden, fo ſteht ihm der Weg des Res 
kurſes (S. 110.) zu. 


$. 46. N 
Es wird jedoch zunaͤchſt die Beſtimmung des Magiſtrats und ſodann 
die der Direktion fo lange als guͤltig betrachtet, bis im Rekurswege eine ab: 
weichende ſchließliche Entſcheidung erfolgt iſt; dieſe tritt indeß erſt mit dem naͤch⸗ 
ſten, nach Beendigung des Rekurs⸗Verfahrens fälligen Eintritts-Termine (6. 14) 
in Wirkſamkeit. 


§. 47. 
Der fuͤr jede Rate eines Halbjahrs auszuſchreibende Beitrag wird in 
dem Verhaͤltniſſe feſtgeſetzt, daß 
die erſte Klaſſe gegen die 
zweite wie 1 zu 3, gegen die 
dritte wie 1 zu 5, und gegen die 
vierte wie 1 zu 7 0 
zum Anſatze kommt, dergeſtalt, daß wenn von der erſten Klaſſe ein Beitrag von 
2 Sgr. erforderlich iſt, die zweite 6 Sgr. die dritte 10 Sgr. und die vierte 
14 Sgr. aufzubringen hat. 5 


§. 48. 

Die vorbeſtimmte Klaffen-Eintheilung und das Beitrags⸗Verhaͤltniß der 
verſchiedenen Klaſſen ſollen von zehn zu zehn Jahren, vom Zeitpunkte der Aus⸗ 
fuͤhrung des gegenwaͤrtigen Reglements an gerechnet, mit Huͤlfe der inzwiſchen 
geſammelten Erfahrungen einer neuen Prüfung durch den Provinzial-Landtag 
unterworfen werden; das Reſultat derſelben iſt Uns zur Genehmigung vorzulegen. 


§. 49. 

Die im S. 47. regulirten Beitragsſaͤtze gelten jedoch nur für die naͤchſt⸗ 
folgenden fuͤnf Jahre und kann dann ſowohl eine vermindernde als erhoͤhende 
Berichtigung des Tarifs eintreten, wenn auf Antrag der 9 

un 
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und auf Zuſtimmung des Provinzial⸗Landtags Unſere Genehmigung erfolgt. 
Der vorhandene eiſerne Fonds der Anſtalt ſoll übrigens durch den am Schluſſe 
des Jahres 1844. verbleibenden aus den bisherigen Beitraͤgen geſammelten Be⸗ 
ſtand verſtaͤrkt werden, um die Sozietaͤt bei der jetzt beſtimmten postnumerando 
Einziehung der Beitraͤge in den Stand zu legen, die ihr obliegenden Zahlungs⸗ 
Verpflichtungen ſtets puͤnktlich erfuͤlen zu koͤnnen. 

Ein beſonderes Einkaufsgeld von den der Sozietät zutretenden Gebaͤu⸗ 
den ſoll vom 1. Januar 1845. ab + ferner gezahlt werden. 

50. 


Wenn waͤhrend der Verſicherungszeit in oder an dem Gebaͤude eine Bauliche Ver⸗ 
Veranderung oder Anlage gemacht wird, welche die Feuersgefahr in dem Maaße namen 
erhöht, daß ſolche grundsatzlich die Verſetzung des verſicherten Gebäudes in eine Berfigerungs- 
andere, zu höheren Beiträgen verpflichtete Klaſſe nach fi ziehen würde, fo iſt Zeit. 
der Verſicherte verpflichtet, dem Magiſtrate innerhalb des Semeſters davon An⸗ 
zeige zu machen und ſich der aus den getroffenen baulichen Abaͤnderungen regle⸗ 


mentsmaͤßig etwa folgenden Beitrags⸗Erhoͤhung zu unterwerfen. 
i $ 


. DI. 

Wird die Anzeige nicht in dem laufenden Semeſter geleiftet, fo muß der 
Verſicherte den vierfachen Betrag der Differenz zwiſchen den geringeren Bei⸗ 
traͤgen, welche er entrichtet hat, und den hoͤheren, welche er haͤtte entrichten 
muͤſſen, als Strafe zur Feuerfozietäts-Kaffe einzahlen. 

5. 52 


Dieſer Strafbeitrag wird von dem Anfange des Semeſters an, in wel⸗ 
chem die Anzeige haͤtte gemacht werden ſollen, bis zu Ende desjenigen Semeſters, 
in welchem dieſelbe nachtraͤglich gemacht, oder anderweitig die Entdeckung der 
vorgenommenen Veraͤnderung erfolgt iſt, jedoch nicht uͤber den Zeitraum von 
fuͤnf Jahren hinab, berechnet. 


§. 53. 

Dagegen wird zwar die durch die Veraͤnderung erhöhte Feuersgefahr 
von der Sozietaͤt vom Anfange an mit uͤbernommen, es muß aber, wo eine 
Verſetzung des Gebdudes in eine andere zu hoͤheren Beitraͤgen verpflichtete 
Klaſſe eintritt, der hoͤhere Beitrag vom Anfange des Semeſters an, in welchem 
die Veraͤnderung ſtattgefunden hat, noch außer den Strafbeitraͤgen (SS. 51. 
und 52.) geleiſtet werden. 


§. 54. 

Einer foͤrmlichen Abſchaͤtung des Schadens, welcher in einem bei der 9 be 
Feuer⸗Sozietaͤt verſicherten Gebäude durch Brand entſtanden iſt, bedarf es nur, dener 
wenn der Feuerſchaden partiell geweſen, und das Gebaͤude nicht völlig abge: 
brannt oder zerſtoͤrt, alfo ein volftändiger Neubau nicht erforderlich ift. 


§. 55. 
Alsdann hat dieſelbe den Zweck, das Verhaͤltniß zwichen demjenigen 
Theile des von der Feuer⸗Sozietaͤt verſicherten Bauwerths, welcher durch das 
euer und bei deſſen Daͤmpfung vernichtet, und demjenigen, welcher in einem 
brauchbaren Zuſtande geblieben iſt, feſtzuſtellen. 


„ 5 . 
Sie wird alſo nicht auf eine beſtimmte Geldſumme, ſondern vielmehr auf 
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die vernichtete Quote des ganzen verſicherten Objekts gerichtet, mithin dadurch 
ausgeſprochen, welcher aliquote Theil des Werths, nach dem S. 31. aufgeſtellten 
Geſichtspunkte beurtheilt, vernichtet worden. 


8. 57. 

Dabei dient die der Verſicherung des Gebaͤudes zum Grunde liegende 
Beſchreibung (SS. 18. seq.) oder etwa vorhandene Tare ($$. 31. seq.) des qb: 
gebrannten Gebäudes zur Grundlage, und bleibt nach den Umſtaͤnden vorbehal⸗ 
ten, die etwa mangelhaften Notizen durch den Augenſchein, durch Zeugen oder 
ſonſt zu vervollſtaͤndigen. 


$. 58. 

Sowie ein Feuerſchaden eingetreten iſt, muß ſofort der Feuerſozietaͤts⸗ 
Direktion eine Anzeige uͤber den ſtattgehabten Brand und den ungefaͤhren 
Schadenbetrag gemacht, demnaͤchſt baldmoͤglichſt und laͤngſtens innerhalb drei 
Tagen nach völlig gedaͤmpftem Feuer eine Beſichtigung des Schadens durch 
einen Deputirten des Magiſtrats, unter Zuziehung des Beſchaͤdigten und zweier 
Mitglieder der Gemeinde, die zu den Derſicherten gehören und mit dem Be⸗ 
ſchaͤdigten in keinem nahen verwandſchaftlichen Perhältnifie ſtehen, vorgenom- 
men werden. 

Ergiebt ſich, daß ein Totalſchaden vorliegt, ſo iſt daruͤber an Ort und 
Stelle eine Verhandlung aufzunehmen, wodurch dieſes Reſultat feſtgeſtellt wird. 

Handelt es ſich aber um eine partielle Beſchaͤdigung, fo muͤſſen bei der 
Schadenbeſichtigung außerdem noch zwei zu der. Verhandlung entweder beſon⸗ 
ders zu vereidigende oder ein für allemal zu dieſen Abſchaͤtzungen auf Grund 
der Beſtimmungen des Reglements vereidigte Sachverſtaͤndige, oder aber die 
ſtaͤdtiſche RevifionsFommiffion (S. 27.), falls die ſachverſtaͤndigen Mitglieder dazu 
beſonders vereidigt ſind, zugezogen und von dieſen muß die Abſchaͤtzung nach 
S. 55. ſofort an Ort und Stelle vorgenommen und zum Protokoll erklaͤrt, der 
Beſchaͤdigte ſelbſt auch daruͤber gehoͤrt werden. 

Erſcheint das Ergebniß diefer Ermittelungen zweifelhaft, ſo iſt eine ander⸗ 
weite Abſchaͤtzung vorzunehmen, welche den Zweck hat, den Neuwerth ſowohl des 
unverſehrt gebliebenen, als des zerſtoͤrten Theils des Gebaͤudes an Materialien 
und Arbeitslohn nach den oͤrtlichen Preiſen gründlich zu veranſchlagen. Die 
Verhaͤltnißzahlen der Anſchlags⸗ zu der Verſicherungsſumme ergeben den aliquo⸗ 
ten Theil der letztern, welche dem Beſchaͤdigten gewaͤhrt werden muß. 

Die Sozietäts⸗Direktion hat nicht nur das Recht, bei eintretenden Brand⸗ 
Schaͤden durch ein Mitglied ihres Kolle iums oder durch ein Mitglied der zu den 
aſſozürten Städten gehörigen Magiſtraͤte, die Feſtſetzung des Schadens an Ort 
und Stelle unter Zuziehung eines Deputirten des Magiſtrats, zweier Aſſozürten, 
des Beſchaͤdigten und event. zweier vereideten Sachverſtaͤndigen zu bewirken 
und reſp. kommiſſariſch bewirken, ſondern auch die Abſchaͤtzungsverhandlungen 
durch einen Bauinſpektor, Baukondukteur oder ſonſtigen Bauverſtaͤndigen revi⸗ 
diren zu laſſen und mit Ruͤckſicht auf deſſen Gutachten den Entſchaͤdigungs⸗ 
Betrag feſtzuſtellen. 


a §. 59. . 
In einem Separatprotokolle muß zugleich Alles, was uͤber die Entſtehung 
und erſte Entdeckung des Feuers, deſſen Ausbreitung, die Daͤmpfung deſſelben, 
x die 
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die zuerſt angekommenen Spritzen und andere Loͤſchungshuͤlfen und uͤber ſonſtige, 
die Sozietaͤt nach Inhalt des gegenwärtigen Reglements angehende Gegenſtaͤnde, 
bekannt, und durch Zeugen oder ſonſt zu ermitteln iſt, geſchichtlich verzeichnet, 
und Jeder, der durch den Brand beſchädigt ift, Darüber, ob, wo, wie hoch er 
— ſey es fein Immobiliar- oder Mobiliarvermoͤgen — gegen Feuer verſichert 
habe? umſtaͤndlich vernommen werden. 

§. 60. 

Beide Verhandlungen (SS. 58. und 59.) werden bei Vermeidung einer 
Ordnungsſtrafe von 2 bis 5 Thalern ſofort und laͤngſtens binnen 3 Tagen nebſt 
einer Handzeichnung von der Brandſtaͤtte, ſobald eine ſolche zur Erlaͤuterung 
nothwendig erſcheint, an die Feuerſozietaͤts⸗ Direktion eingeſandt, und bis zur 
Ruͤckäußerung derſelben, inſofern dieſe in 8 Tagen nach dem bei ihr nach dem 
Poſtenlaufe ſtatthabenden Eingange der Verhandlungen erfolgt, darf der Zuſtand 
der Brandſtaͤtte, außer, wenn ſolches auf polizeiliche Anordnung geſchieht, nicht 
veraͤndert werden. 
§. 61. 

Auch wird gleichzeitig eine Abſchrift beider Verhandlungen, ſo weit ſolche 
das Sozietaͤtsintereſſe betreffen, acht Tage lang auf dem Rathhauſe zu Jeder⸗ 
manns Einſicht ausgelegt. Werden in Gefolge dieſes Verfahrens Einſpruͤche 
und Bemerkungen gegen die Schadenabſchaͤtzung angemeldet, ſo hat der Magi⸗ 
firat forgfältig Notiz davon zu nehmen, ſolche erforderlichen Falls zu inſtruiren, 
die hierdurch noͤthig werdenden interimiſtiſchen Verfuͤgungen ungeſaͤumt zu er⸗ 
laſſen und die aufgenommenen Verhandlungen mittelſt Berichts, welchem zu⸗ 
gleich die nachtraͤgliche Koſtenliquidation beizufuͤgen iſt, ſofort an die Sozietaͤts⸗ 
Direktion einzuſenden. ü 


§. 62. 

Die Brandſchadenverguͤtigung wird für alle Beſchaͤdigung des verſicher⸗ Auszablung der 
ten Gebaͤudes durch Feuer geleiſtet, ohne daß die Art und der Grund der Ent⸗ Sean iaaen. 
ſtehung des Feuers, er beruhe in hoͤherer Macht, Zufall, Bosheit oder Muth: Gelder. 
willen darin einen Unterſchied macht. ü 


. 63. 

Wenn jedoch der Verdacht entſteht, daß das Feuer von dem Verſicherten 
ſelbſt vorſaͤtlich verurſacht oder mit ſeinem Wiſſen und Willen oder auf ſein 
Geheiß von einem Dritten angelegt iſt, ſo haͤngt es von der Einleitung der 
Kriminalunterſuchung und dem Ausfalle des Urtels ab, ob die Brandſchaden⸗ 
Verguͤtigung wegfaͤllt oder nach rechtskraͤftig entſchiedener Sache nachzuholen iſt. 

Findet naͤmlich der Richter den Verdacht nicht dringend genug, um gegen 
den Verſicherten eine Kriminalunterſuchung einzuleiten oder wird der Verſicherte 
nach eingeleiteter Unterſuchung gaͤnzlich freigeſprochen, ſo muß die Nachzahlung 
erfolgen. Wird der Verſicherte dagegen durch das Kriminalurtel zu einer or⸗ 
dentlichen oder außerordentlichen Strafe verurtheilt, fo fällt die Verpflichtung 
der Sozietaͤt zur Zahlung der Brandſchadenverguͤtigung fort. Wird derſelbe 
von dem Verdachte abſichtlicher Brandſtiftung durch den Richter von der Gn: 
ſtanz abſolvirt, fo erbd:t er nur ein Viertel derjenigen Entſchaͤdigungsſumme, die 
ihm wegen des an ſeinen Gebaͤuden erlittenen Brandſchadens gebührt, haben 
würde. Wer von dem Verdachte der Brandſtiftung durch grobe Fahrlaͤſſigkeit 
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von der Inſtanz abſolvirt wird, verliert zehn Prozent der ihm gebührenden Ent: 
ſchaͤdigung. Erweiſet aber ſpaͤterhin ein ſolcher von der Inſtanz Freigeſprochener 
ſeine Unſchuld voͤllig, und wird er demgemaͤß von dem Verdachte, der gegen ihn 
obgewaltet hat, voͤllig freigeſprochen, ſo wird ihm der Betrag der inne behaltenen 
2 oder reſp. 10 Prozent nachgezahlt. In allen Fällen der Art iſt aber zu uns 
terſcheiden, ob eingetragene Realſchulden auf den verſicherten Gebaͤuden haften 
oder nicht. Erſteren Falls iſt die Brandſchadenverguͤtigung ſoweit zu gewaͤhren, 
als ſolche zur Sicherung oder Befriedigung der Realglaͤubiger erforderlich iſt 
($. 12.), und bleibt der Sozietät alsdann nur der Civilanſpruch gegen den 
Verſicherten und ſeine Mitſchuldigen vorbehalten. 

Zur beſſeren Verfolgung dieſes Civilanſpruchs werden in dem Falle einer 
eingeleiteten Kriminalunterſuchung die betreffenden Gerichtsbehoͤrden angewieſen, 
auf Requiſition der Direktion eine protestatio de non amplius intabulando auf 
ſaͤmmtliche Grundſtuͤcke des praͤſumtiven Regreßpflichtigen einzutragen. 

§. 64 


Iſt der Brand entweder durch ein bloßes Verſehen des Verſicherten ſelbſt 
oder von ſeinem Ehegatten, ſeinen Kindern oder Enkeln, oder von ſeinem Geſinde, 
oder von ſeinen Hausgenoſſen verurſacht worden, ſo darf deshalb die Zahlung der 
Brandſchadengelder von Seiten der Sozietät nicht verweigert oder vorenthalten 
werden. Der Sozietät bleibt aber in ſolchen Fällen der Civilanſpruch auf Ruͤck⸗ 
gewaͤhr nach den allgemeinen Geſetzen inſoweit vorbehalten, als dem Verſicher⸗ 
ten, erſtenfalls in feinen eigenen Handlungen, andernfalls in der hausvaͤterlichen 
Beaufſichtigung der vorgedachten Perſonen eine grobe Verſchuldung (eulpa lata) 
zur Saft fällt. 


$. 65. 

Ob und wie weit ſonſt die Sozietät gegen jeden Dritten, welcher den 
Ausbruch des Feuers verſchuldet hat, im Wege des Civilprozeſſes auf Entſchaͤ⸗ 
digung klagen koͤnne, wird nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen beur⸗ 
theilt. Alle Rechte und Anſpruͤche auf Schadenerſatz aber, welche dem Ders 
ſicherten ſelbſt gegen einen Dritten zuſtehen moͤchten, gehen bis auf den Betrag 
der von der Sozietät geleiſteten Brandſchadenverguͤtigung kraft der Verſicherung 
auf die Sozietät über. 


8. 66. 

Derjenige Schaden, welcher im Kriege durch ein Feuer entſteht, welches, 
gleichviel, ob von freundlichen oder feindlichen Truppen, nach Kriegsgebrauch, 
d. h. zu Kriegsoperationen oder zur Erreichung militairiſcher Zwecke auf Befehl 
— Heerfuͤhrers oder Offiziers vorſaͤtzlich erregt worden, wird von der Sozie⸗ 
taͤt verguͤtet. 


§. 67. 

Feuerſchaͤden, die im Kriege durch Ruchloſigkeit, Muthwillen oder Boss 
heit des Militairs und Armeegefolges, oder gar nur auf Veranlaſſung des 
Kriegszuſtandes entſtehen, werden von der Sozietaͤt gleichfalls verguͤtet. 

$ 


. 68. 

Eben fo wenig find von dieſer Verguͤtigung ſolche Beſchaͤdigungen der 
Gebaͤude ausgeſchloſſen, welche durch den Blitz, wenn ſolcher nicht gezuͤndet, ſon⸗ 
dern bloß zertruͤmmert hat, hervorgebracht worden, noch auch ſolche, welche er 

aſſo⸗ 
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affoziirten Gebaͤude zwar nicht durch das Feuer ſelbſt, aber durch die Loͤſchung 
des Feuers und zum Behufe derſelben, oder um die weitere Verbreitung des 
Feuers zu verhuͤten, z. B. durch ein von kompetenten Perſonen angeordnetes 
oder doch nachher als noͤthig oder nuͤtzlich zur Feuerloͤſchung nachgewieſenes Ein⸗ 
reißen oder Abwerfen von Wänden, Dächern u. ſ. w. an den in der Verſicher⸗ 
ung begriffenen Theilen deſſelben zugefuͤgt ſind. Schaͤden aber, welche durch 
Erdbeben, Pulver oder andere Exploſionen oder aͤhnliche Naturereigniſſe verur⸗ 
ſacht ſind, werden nur dann verguͤtet, wenn ein ſolches Ereigniß Feuer veranlaßt 
hat, und die Schaͤden ſelbſt alſo Brandſchaͤden ſind. 


§. 69. 

Bei Partialſchaͤden erfolgt die Verguͤtigung in derſelben Quote der Ver⸗ 
ſicherungsſumme, als von den verſicherten Gebaͤudetheilen nach S. 56. für abge⸗ 
brannt oder vernichtet erachtet werden. 

$. 70. 

Bei Totalſchaͤden wird die ganze verſicherte Summe verguͤtigt, und auf 
die etwanigen Ueberbleibſel nichts in Abzug gebracht. Vielmehr werden ſolche 
dem Eigenthuͤmer zu den Koſten der Schuttaufraͤumung und Planirung uͤberlaſſen. 


§. 71. 
Die Auszahlung der Verguͤtigungsgelder erfolgt bei Totalſchaͤden in drei 

gleichen Theilzahlungen dergeſtalt, daß 

ein Drittel laͤngſtens binnen zwei Monaten, 

das zweite Drittel, nachdem der neue Bau unter Dach gebracht, 

das letzte Drittel, wenn der Bau beendet worden, 
gezahlt wird. Kann jedoch der Verungluͤckte für den ganzen Betrag der Ver⸗ 
guͤtigung eine ſolche Sicherheit beſtellen, wie die Sozietaͤts⸗Direktion ſie als an⸗ 
nehmlich erkennt, oder findet die Wiederherſtellung des abgebrannten Gebaͤudes 
überhaupt nicht Statt (S. 82.), fo erfolgt die Zahlung im erften Falle, nachdem 
die Sicherheitsbeſtellung als annehmlich anerkannt, im letzten Falle aber, nachdem 
den geſetzlichen Vorſchriften genuͤgt worden iſt. 


$. 72. 
Bei Partialſchaͤden erfolgt die Zahlung ebenfalls in drei gleichen Theil: 
Zahlungen dergeſtalt, daß i | 
ein Drittel laͤngſtens binnen zwei Monaten, das zweite ſowie das letzte 
Drittel aber hiermit gleichzeitig oder fpdter zu zahlen iſt, ſobald der 
Nachweis beigebracht wird, daß die Wiederherſtellung reſp. zu zwei 
Drittheilen oder ganz vollendet iſt. x 
In außerordentlichen Faͤllen koͤnnen Vorſchuͤſſe ſowohl bei Total⸗ als 
Partialſchaͤden gegen Buͤrgſchaft der Kommunalbehoͤrden geleiſtet werden, es 
bleibt jedoch lediglich der Beurtheilung der Sozietaͤtsdirektion uͤberlaſſen, welche 
Bälle fie zu dergleichen Vorſchußzahlungen für geeignet hält. 


$. 73. 

Die Spzietätsfaffe iſt verpflichtet, die Zahlung prompt und laͤngſtens in 
den vorbezeichneten Friſten zu leiſten, vorausgeſetzt, daß dem Verungluͤckten 
nichts entgegenſteht, wovon das gegenwaͤrtige Reglement ſpaͤtere Zahlungstermine 
abhaͤngig macht. ö 
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§. 74. 

Die Zahlung geſchieht in der Regel an den Verſicherten, und darunter 
iſt allemal der Eigenthuͤmer des verſicherten Gebaͤudes zu verſtehen, dergeſtalt, 
daß in dem Falle, wenn das Eigenthum des Grundſtuͤcks, worauf das verſicherte 
Gebaͤude ſteht oder geſtanden hat, durch Veraͤußerung, Vererbung u. ſ. w. auf 
einen Andern übergeht, damit zugleich alle aus dem Verſicherungsvertrage ent: 
ſpringende Rechte und Pflichten fuͤr uͤbertragen geachtet werden. Iſt aber das 
Grundſtuͤck erſt nach dem Brande des Gebaͤudes, alſo nach Aufſtellung der 
Schadenliquidation in andere Hände übergegangen, fo muß der Nachweis ge: 
führt werden, daß dem neuen Beſitzer die Brand⸗Entſchaͤdigungsgelder mit uͤber⸗ 
laſſen ſind. Die Sozietaͤt iſt jedoch nicht verbunden, ſich nach den Beſitzver⸗ 
aͤnderungen zu erkundigen, vielmehr zahlt ſie an denjenigen Eigenthuͤmer, welchen 
der Magiſtrat auf den Grund des Kataſters als Beſchaͤdigten angiebt, wenn 
nicht ein Anderer dagegen Einſpruch erhoben hat. 


§. 75. 

Das Intereſſe der hypothekariſchen Gläubiger oder anderen Realberech⸗ 
tigten wird dabei nicht von Amtswegen Seitens der Sozietaͤt beachtet, ſondern 
es bleibt jenen ſelbſt uͤberlaſſen, bei eingetretenem Brandunfalle in Zeiten den 
Arreſtſchlag auf die Verguͤtigungsſumme bei dem gehoͤrigen Richter auszuwirken. 


§. 76. 

Nur wenn und ſoweit ein ſolcher Arreſtſchlag vor geſchehener Auszahlung 
der Verguͤtigungsgelder eintritt, iſt die Sozietaͤt verbunden, die Zahlung in das 
gerichtliche Depoſitorium zu leiſten, wo dann die Intereſſenten das Weitere unter 
ſich abzumachen haben. 


5. 7 
Kein Realglaͤubiger hat aber das Recht, aus den Brand⸗Verguͤtigungs⸗ 
Geldern wider den Willen des Verſicherten ſeine Befriedigung zu verlangen, 
wenn und ſoweit dieſelben in die Wiederherſtellung des verſicherten Gebäudes 
verwandt werden, oder dieſe Verwendung auch nur auf irgend eine geſetzlich 
zuläffige Weiſe vor dem Hppothekenrichter und nach deſſen Ermeſſen zulaͤnglich 
ſichergeſtellt wird. 


$. 78. 

Stellt hingegen der Verſicherte das Gebäude nicht wieder her, fo hat 
es bei den ordentlichen geſetzlichen Vorſchriften, die ſich zur Anwendung auf 
das Verhaͤltniß des Verſicherten und feiner Realglaͤubiger eignen, fein Ber 
wenden. (SS. 80. 81.) 

11. $. 79. 

golge des Die Feuerkaſſenbeitraͤge werden auch von den abgebrannten Gebäuden 
dn Bezug auf bezahlt, und wenn dieſe nicht wieder aufgebaut werden, ſo dauert doch die Ver⸗ 
den Austritt des bindlichkeit zur Entrichtung der Beiträge davon bis zur erfolgten Loͤſchung der 
as bir Sozi- Gebäude fort, welche jedoch niemals vor Eintritt des neuen Sozietaͤtsjahres ge⸗ 

tät und auf die ſchehen darf. N i 
. Was von abgebrannten Gebaͤuden gilt, findet auch auf abgebrochene 
bäudıd. und ſolche Gebäude Anwendung, die in ihrem Verſicherungswerthe im Laufe 
des Jahres herabgeſetzt werden, ſo daß der Erlaß und reſp. die Herabſetzung 
der Beitraͤge erſt mit dem 1. Januar des folgenden Jahres eintritt. Die a 
er⸗ 
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Veränderung der Bauart der Gebäude oder ſonſt im Laufe des Jahres eins 
tretende ee ee iſt auf die Zahlung der Beitraͤge fuͤr das laufende 
Jahr ohne Einfluß. 

$. 80. 

Werden die Gebaͤude wieder aufgebaut, ſo treten die neuen Gebaͤude bis 
dahin, daß deren anderweitige Abſchaͤtzung und Verſicherung erfolgt, ſtillſchwei⸗ 
gend an die Stelle der alten abgebrannten ohne Ruͤckſicht auf Größe und 
Bauart; und falls ſie daher zum zweitenmale im Laufe des Jahres abbrennen, 
und den Werth der vorigen gehabt haben, ſo wird dafuͤr die alte Verſicherungs⸗ 
Summe noch einmal als Entſchaͤdigung reglementsmaͤßig verguͤtigt. Auch wenn 
die zum Wiederaufbau eines abgebrannten Gebäudes angeſchafften auf der 
Bauſtelle befindlichen Materialen an demſelben Orte verbrennen, ſo wird dem 
Eigenthuͤmer der erweisliche Werth der verbrannten Materialien, inſofern er 
das Verſicherungsquantum nicht uͤberſteigt, erſtattet. 

Ein Gleiches gilt auch von neuen Gebaͤuden, welche aus baulichen Ruͤck⸗ 
ſichten in Stelle abgetragener und noch verſicherter Gebaͤude aufgefuͤhrt werden, 
ſowie von den dazu auf der Bauſtelle vorhandenen Materialien. 

Vorſtehende Beſtimmungen finden jedoch in dem einen, wie in dem an⸗ 
dern Falle, nur dann Anwendung, wenn der Wiederaufbau auf demſelben Ge⸗ 
hoͤfte ftattfindet, auf welchem das Gebäude reſp. abgebrannt oder abgetragen 
iſt, es ſey denn, daß die Polizeibehoͤrde den Bau auf einer andern Stelle an⸗ 
geordnet haͤtte. 

§. 81. 

In der Regel hat auch jeder Affozüirte, welcher ein Gebaͤude durch 
Brand gänzlich verliert, gegen die Sozietät die Verpflichtung, das abgebrannte 
Gebaͤude auf derſelben Stelle wiederherzuſtellen, und nur unter dieſer Bedin⸗ 
gung auf die Auszahlung der Verguͤtigungsgelder Anſpruch (S. 71. u. f.). 
Indeſſen haͤngt dieſer Anſpruch niemals von der Wiederherſtellung eines dem 
abgebrannten völlig gleichen Gebäudes ab, ſondern es ift nur erforderlich, daß 
die Verguͤtigungsgelder lediglich zum Bau verwendet werden, welches Letztere 
der Magiſtrat zu beſcheinigen hat. Es iſt demnach geſtattet, an die Stelle meh⸗ 
rerer abgebrannter Gebaͤude ſelbſt nur ein Gebaͤude aufzurichten, es muß aber 
die Verwendung der für die abgebrannten Gebäude dem Beſchaͤdigten zukom⸗ 
menden Brand⸗Verguͤtigungsgelder durch den Neubau nachgewieſen werden. 

Will der Beſitzer das Gebäude nicht wieder auf derſelben Stelle oder 
auf demfelben Gehoͤfte, ſondern auf einer Stelle errichten, die ein anderes Sy 
pothekenfolium hat, fo muß der Nachweis geführt werden, daß auf der erſten 
Stelle keine eingetragene Hypotheken- oder andere Realverpflichtungen ruhen, 
oder daß die eingetragenen Hypothekenglaͤubiger und andern Realberechtigten in 
die Auszahlung der Brand- Verguͤtigungsgelder ohne Wiederaufbau des Ge 
bäudes auf der Brandſtelle gewilligt haben. Der Magiſtrat iſt bei Beantra⸗ 
gung der 1 für die Beachtung dieſer Vorſchrift verantwortlich. Wird 
aber der Beſitzer durch polizeiliche Anordnungen gezwungen, auf einer neuen 
Bauſtelle aufzubauen, fo ſteht den Hypothekenglaͤubigern und andern Realbe⸗ 
rechtigten kein Widerſpruchsrecht zu. 
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Auch ſind Unſere Regierungen befugt, die Wiederherſtellung eines abge⸗ 
brannten Gebaͤudes entweder uͤberhaupt oder auf der alten Bauſtelle aus poli— 
zeilichen oder andern hoͤhern Nückfichten zu unterfagen, und in dieſem Falle darf 
dem Brandbeſchaͤdigten die Verguͤtigung, ſoweit ſie ihm ſonſt gebuͤhrt, nicht 
vorenthalten werden. Nicht minder bleibt denſelben vorbehalten, mit derſelben 
Wirkung auch ſchon dann den Abgebrannten auf ſeinen Antrag vom Wieder⸗ 
aufbau zu entbinden, oder ihm den Letztern auf einer andern Bauſtelle zu ge⸗ 
ſtatten, wenn keine polizeiliche Ruͤckſicht dem entgegenfteht und zugleich nachge⸗ 
wieſen wird, daß nicht auf Anlaß der Beſtimmungen des S. 63. dieſes Regle⸗ 
ments ein Grund zur Vorenthaltung der Brand-Verguͤtigungsgelder vorhanden 
ſey; in dieſen Faͤllen iſt jedoch die Regierung an die vorgaͤngige Zuſtimmung 
des Magiſtrats, welcher daruͤber zur gutachtlichen Erklaͤrung aufzufordern iſt, ge⸗ 
bunden, und find die Rechte der Hypothekenglaͤubiger und andern Realberech— 
tigten, wie im S. 81. beſtimmt worden, zu beachten. 


§. 83. 
geitung und Die Angelegenheiten der Sozietät werden unter Auffiht des Ober⸗Praͤ⸗ 
— Bene ſidenten der Provinz Brandenburg von einer beſondern ſtaͤndiſchen Direktion, 
ae welche in Berlin ihren Sitz hat, verwaltet. 
Unter ihr werden die dahin einſchlagenden Geſchaͤfte von Amtswegen 
unentgeltlich durch die Magiſtraͤte beſorgt. 


§. SA. 

Die Feuerſozietaͤts⸗Direktion der Kur: und Neumaͤrkiſchen, ſowie der 
Niederlauſitzſchen Staͤdte, ſoll aus drei Mitgliedern, welche ſaͤmmtlich Aſſozürte 
ſeyn muͤſſen, beſtehen. Einer von ihnen muß in Berlin wohnhaft ſeyn, um 
die laufenden Geſchaͤfte zu beſorgen. Alle Monat iſt Plenarſitzung, zu welcher 
die beiden andern Direktoren ſich einfinden muͤſſen, und werden bei ſolcher die 
bis dahin ausgeſetzten wichtigen Gegenſtaͤnde zur Berathung und Entſcheidung 
gezogen. 


§. 83. 

Die Wahl der Direktionsmitglieder geſchieht durch die Provinzial-Land- 
tagsabgeordneten der aſſozürten Staͤdte der Kur⸗ und Neumark und der Nie⸗ 
derlauſitz. Die Anſtellung des erſten oder beſtaͤndigen Direktors erfolgt in der 
Art, daß derſelbe entweder auf eine gewiſſe Reihe von Jahren (nicht unter ſechs 
Jahren) oder nach Gutbefinden auf Lebenszeit gewaͤhlt wird. Die beiden an⸗ 
dern Direktionsmitglieder koͤnnen nur auf ſechs Jahre gewaͤhlt werden. 


§. 86. 
Die Beamten der Direktion, naͤmlich: 

1) ein Rendant, f 

2) ein Kaſſenkontroleur, Buchhalter, Secretair und Kalkulator, 

3) ein Regiſtrator, Sekretair und zweiter Kalkulator, 

4) ein Kanzliſt und Regiſtratur⸗Aſſiſtent, 

5) ein Bote, 
werden durch die Direktion und zwar die ad 1 bis 4 auf Lebenszeit, der Bote 
auf Kündigung gewaͤhlt. >, 
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Bei Dienſtvergehungen find diefelben den für Koͤnigliche Beamte gelten» 
den Geſetzen unterworfen. 


§. 87. 

Den Geſchaͤftskreis der Beamten beſtimmt die Direktion, welche zu⸗ 
gleich die Befugniß hat, bei Behinderung oder voruͤbergehender Ueberbuͤrdung 
Einzelner einen Theil der Arbeiten el einen oder den andern Mitbeamten zu 
übertragen, ohne daß hierdurch ein Anſpruch auf Entſchaͤdigung begründet wird. 


§. 88. 

Die jaͤhrlichen Gehaͤlter der Direktionsmitglieder und der Beamten wer⸗ 
den nach einem von den Provinzial⸗Landtagsabgeordneten der aſſozürten Städte 
aufzuſtellenden, von Unſerm Miniſter des Innern zu genehmigenden Etat aus 
der Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe bezahlt. 


$. 89. 
Die Lokalerhebung der Feuerſozietaͤts-Beitraͤge liegt den Magiſtraͤten 
gegen 2 Went Rezepturgebuͤhren von der durch fie eingehobenen Beitrags⸗ 
umme ob. 


§. 90. 

Die Magiſtraͤte ſind nicht nur fuͤr die richtige Verwendung der Feuer⸗ 
Entſchaͤdigungsgelder und fuͤr die polizeiliche Auffuͤhrung der Gebaͤude verhaftet, 
ſondern es liegt denſelben auch die Fuͤrſorge fuͤr die reglementsmaͤßige Verwal⸗ 
tung der Feuerſozietaͤts-Gelder und deren reglementsmaͤßige Abſendung an die 
Sozietaͤtskaſſe ob, und finden ruͤckſichtlich der Vertretungs⸗Verpflichtung die 
allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften auf ſelbige Anwendung. 


§. 91. 
Bei der Feuerſozietaͤts⸗Direktion wird für jede zu dem Verbande ges 
hoͤrige Stadt beſonders ein Lagerbuch geführt, in welches alle, das Feuerver⸗ 
ſicherungs⸗Geſchaͤft betreffende Haupthandlungen ſorgfaͤltig eingetragen werden. 


§. 92. 
Es wird dabei das dieſem Reglement beigefuͤgte Formular angewandt. 


$. 93. 

Nach demſelben fuͤhrt zugleich jeder Magiſtrat ein Lagerbuch (Kataſter) 
fuͤr die Stadt. Damit zwiſchen dieſem und dem Lagerbuche der Direktion eine 
vollkommene Uebereinſtimmung erhalten werde, muß jeder Magiſtrat alljaͤhrlich 
eine getreue und von ihm beglaubigte Abſchrift aller Veraͤnderungsvermerke, 
welche ſeit dem Zeitpunkte der letzten gleichartigen Berichtserſtattung ſtattgefun⸗ 
den haben, in duplo an die Direktion einſenden, von welcher ihm das Duplikat 
mit dem Atteſte der Uebereinſtimmung mit ihrem Lagerbuche verſehen, binnen 
laͤngſtens drei Monaten zuruͤckgeſendet wird. 


§. 94. 

Sowohl bei den Magiſtraͤten als bei der Direktion werden die Lager⸗ 
Buͤcher in der Art gefuͤhrt, daß jedes einzelne, ein abgegrenztes Beſitzthum bil⸗ 
dende ($. 26.) mit einer beſondern Hausnummer verſehene Gebäude, welches 
aufgenommen wird, auch im Lagerbuche ſein beſonderes Folium und eigene 
Nummer erhaͤlt. | 
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Ereignen ſich Veraͤnderungen in der Verſicherungsſumme oder der Klaſſe, 
ſo werden ſolche auf dem betreffenden Folium von dem Magiſtrate nach vor⸗ 
gaͤngiger Genehmigung der Direktion vermerkt. 

Das Lagerbuch bei der Direktion iſt allein als authentiſch zu betrachten 
und im Falle einer etwanigen Differenz gegen die Lagerbuͤcher der Magiſtraͤte 
immer entſcheidend. a 


§. 95. 
Zur Erhebung der Feuerſozietaͤts⸗Beitraͤge hat jeder Magiſtrat eine 
Heberolle anzufertigen und ſelbige in foͤrmlicher Ausfertigung dem Rendanten 
der Feuerkaſſen⸗Rezeptur zuzuſtellen. 


96. 1 

Die Spezialrezepturen muͤſſen die erhobenen Summen in der geſtellten 
Friſt an die Hauptkaſſe abliefern, in welcher ſich das ganze Kaſſen⸗ und Rech⸗ 
nungsweſen der Sozietaͤt zentraliſirt, und welche daher auch alle Ausgaben leiſtet. 
Der Direktion bleibt uͤberlaſſen, zur Erleichterung des Kaſſenverkehrs einzelne, 
der Hauptkaſſe obliegende Zahlungen auf die Spezialrezepturen anzuweiſen. 


$. 97. 

Der oben (S. 49.) erwähnte eiferne Fonds wird bei der Städte Feuers 
Spjietäts: Direktion verwaltet und zum Vortheile der Sozietät theils bei der 
Bank, theils durch ſolche Papiere belegt, die wie Staatsſchuldſcheine, Staͤn⸗ 
diſche Obligationen und Maͤrkiſche Pfandbriefe pupillariſche Sicherheit gewaͤhren. 

Bei der Belegung hat die Direktion darauf Ruͤckſicht zu nehmen, daß 
von einem angemeſſenen Theile der Beſtaͤnde zu jeder Zeit Gebrauch gemacht 
werden kann. f 

In gleicher Art wird es auch mit den etwa ſonſt ſich anhaͤufenden, que 
genblicklich aber entbehrlichen Kaſſenbeſtaͤnden gehalten. 

§. 98. 

Die Verwaltung der Feuerſozietaͤts⸗Gelder in jeder Stadt iſt als Kom⸗ 
munalſache zu behandeln, und treten hinſichtlich der Kaſſenverwaltung und der 
darüber zu führenden Kontrolle die Vorſchriften der Staͤdteordnung ein. 


f §. 99. 

Darauf zu halten, daß die Ablieferung der Beiträge ſelbſt refp. baar 
und in Quittungen uͤber die auf Anweiſung geleiſteten Zahlungen prompt er⸗ 
folge, und zu dem Zwecke bei der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe fur jede Elemen⸗ 
tar⸗Steuerrezeptur ein beſonderes Konto fuͤhren zu laſſen, liegt der Sozietaͤts⸗ 
Direktion bei eigener Verhaftung ob. 


$. 100. 

Die Feuerſozietaͤts⸗Direktion legt dem Kommunal⸗Landtage der Kurmark, 
welchem die Kommunal⸗-Landtage der Neumark und der Niederlauſitz in dieſer 
Hinſicht ihre Verwaltungsrechte delegiren, alljaͤhrliche Rechnung; der Kurmaͤr⸗ 
kiſche Kommunal⸗Landtag nimmt dieſelbe ab und dechargirt die Direktion. 

Die Rechnung mit dem beantworteten Abnahmeprotokolle wird demnaͤchſt 
dem Ober⸗Praͤſidenten der Provinz Brandenburg eingereicht, welcher ſie den 
Kommunal⸗Landtagen der Neumark und der Niederlauſitz zur Kenntnißnahme 
zuſendet. Den letztern bleiben etwanige Bemerkungen uͤber die Verwaltung 
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unbenommen, jedoch ſollen ſolche keine ruͤckwirkende Kraft auf die bereits er⸗ 
theilte Decharge haben. 


$. 101. 

Zugleich mit der Rechnung überreicht die Direktion eine vollſtaͤndige 
Verwaltungs⸗Ueberſicht, aus welcher ſich der ſummariſche Inhalt der Rechnung 
ſelbſt ſo weit ergiebt, daß daraus die nach den Klaſſen geſonderten Verſicher⸗ 
ungsſummen und Beitraͤge der einzelnen Staͤdte, die Summen der gezahlten 
Brandverguͤtigungsgelder unter Namhaftmachung aller einzelnen Braͤnde nach 
Klaſſen geſondert und der Betrag der Verwaltungskoſten ergiebt. 

Dieſe Reſultate ſollen durch die Amtsblaͤtter der Regierungen zu Pots⸗ 
dam und Frankfurt a. d. O. zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht werden. 

$ 


. 102. 

Die Guftififation der Kaſſeneinnahme erfolgt auf folgende Weiſe: 

a) das Soll der Beitraͤge wird nach dem Inhalte jedes Semeſteraus⸗ 
ſchreibens durch ein foͤrmliches Mandat der Sozietaͤts⸗Direktion be⸗ 
legt, in welchem der von jeder Stadt auf den Grund der Lagerbuͤcher 
einzuzahlende Beitrag ſpeziell aufgefuͤhrt wird. 

b) Bei denjenigen Theilnehmern, welche im Laufe des Jahres eintreten, 
wird der Semeſterbeitrag in dem sub a. erwaͤhnten Mandate beruͤck⸗ 
tigt, wo aber von ſolchen Strafbeitraͤge einzuziehen oder Beitrags⸗ 
Erhoͤhungen nachzuzahlen ſind, hat die Sozietaͤts⸗Direktion eine be⸗ 
ſondere Deſignation oder aber ein Atteſt, daß Zugaͤnge dieſer Art nicht 
ſtattgefunden haben, zum Rechnungsbelage auszufertigen. 

e) Eine etwanige andere außerordentliche Einnahme (3. B. aus Ss. 64. 

und 65.) wird durch die von der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Direktion aus: 

gefertigte Vereinnahmungsorder belegt, und 

wenn wider Erwarten Beitraͤge in Ruͤckſtand bleiben, ſo ſind ſolche 

Reſte durch beſondere Atteſte, und wenn ſie gar unbeibringlich werden 

ſollten, durch beſondere Niederſchlagungsorders der Sozietaͤts-Direk⸗ 

tion nachzuweiſen. 
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§. 103. 

Bei der Ausgabe iſt die Hauptpoſt — „an bezahlten Brandverguͤtigungs⸗ 
Geldern“ — durch förmlich ausgefertigte Feſtſetzungsdekrete und reſp. Zahlungs: 
Orders der Sozietaͤts⸗Direktion, imgleichen durch gehörige Quittungen der Em⸗ 
pfaͤnger zu juftifiziren. 3 

Die feftftehenden Verwaltungsausgaben werden durch kaſſenmaͤßige Quit⸗ 
tungen juſtifizirt. 


§. 104. 

Andere Generalkoſten, dergleichen z. B. bei den Schadenaufnahmen, bei 
den von Amtswegen ſtattfindenden Reviſionen und ähnlichen Gelegenheiten vor: 
fallen, oder auch auf Praͤmien und dergleichen verwandt werden, kann die So⸗ 
zietaͤts⸗Direktion, inſoweit als ſich ſolche auf die Beſtimmungen des gegenwaͤrti⸗ 
gen Reglements gruͤnden, ſelbſt approbiren, und gilt hierbei (mit Vorbehalt der 
Dispoſition 88. 113. und 114.) als Regel, daß Staats- oder Kommunal⸗Be⸗ 
amte, ſoweit die letztern nicht unentgeltlich zu fungiren verpflichtet ſind, Hand⸗ 
werksmeiſter u. ſ. w. an Diaͤten, Verſaͤumniß⸗ und Zehrungskoſten, Reiſekoſten, 
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Reiſegeldern u. ſ. w. nach eben denjenigen Sägen remunerirt werden, die ihnen 
bei ähnlichen Geſchaͤften für oͤffentliche Rechnung aus Unſern Staatskaſſen zu⸗ 
kommen würden. Zu etwanigen Generalkoſten, die ſich auf das gegenwaͤrtige 
Reglement nicht gruͤnden, und welche auch nicht durch beſondere Verordnungen 
feftgeftellt find, muß die Genehmigung des betreffenden Kommunal⸗Landtages 
und die Beſtaͤtigung des Minifterii des Innern eingeholt werden. 

$. 105. 

Um in Uebereinſtimmung mit $. 90. die kuͤnftige Ueberſicht aller das 
Feuerſozietaͤtsweſen betreffenden Data zu erleichtern, fo muͤſſen alle Jahresrech⸗ 
nungen der Direktion nach folgender Form angelegt werden: 

1) Bei der Einnahme ſind die halbjaͤhrlich auszuſchreibenden Beitraͤge in 
dem erſten Einnahmetitel fuͤr jede Klaſſe abgeſondert, und bei jeder 
mit Angabe der Generalſumme der die betreffende Klaſſe Fonftituiren- 
den Verſicherungsbetraͤge und des fuͤr die Abtheilung reglementsmaͤßig 
ſtattfindenden Beitragsſatzes in Rechnung zu ſtellen, und 

2) bei der Ausgabe muß in dem erſten Ausgabetitel „an bezahlten Brand— 
Verguͤtigungsgeldern“ jeder einzelne Brandunfall namentlich aufgefuͤhrt 
und in beſondern Kolonnen vorn die Verſicherungsſumme des Gebaͤu⸗ 
des nachgewieſen, die Beitragsklaſſe, zu der es gehoͤrt, bezeichnet, und 
die Quote der ſtattgefundenen Beſchaͤdigung (S. 69.) vermerkt werden. 


§. 106. 
Die Staͤdte⸗Feuerſozietaͤtskaſſe muß von der Sozietaͤts⸗Direktion wenig⸗ 
ſtens monatlich revidirt, außerdem aber von Zeit zu Zeit, jedoch wenigſtens ein⸗ 
mal jaͤhrlich, einer außerordentlichen Reviſion unterworfen werden. 


$. 107. 
lee ig Beſchwerden uͤber das Verfahren der Magiſtraͤte oder Anfragen der 
Oarttagen. letztern find zunaͤchſt bei der Städtefenerſozietats⸗Direktion, weiterhin bei dem 
Ober⸗Praͤſidenten der Provinz, in hoͤchſter Inſtanz aber bei dem Miniſterium 
des Innern anzubringen. 
Die Beſchwerden, welche uͤber die Direktion ſelbſt anzubringen, und die 
Anfragen, welche von dieſer zu machen ſeyn möchten, gelangen zunaͤchſt an den 
Ober⸗Praͤſidenten und weiterhin gleichfalls an das Miniſterium des Innern. 


§. 108. i 
Gir Streitigkeiten, welche über gegenfeitige Rechte und Verbindlichkeiten 
zwiſchen der Sozietät und einem oder mehreren Aſſozürten entſtehen, verbleibt 
es bei dem ordentlichen Wege Rechtens, wenn der Streit fi auf die Frage 
bezieht, ob der (angeblich) Ahe ruͤckſichtlich eines ihn betreffenden Brand⸗ 
Schadens als zur Sozietät gehoͤrig zu betrachten, oder ob ihm uͤberhaupt eine 
Brandſchadenverguͤtigung zu verſagen ſey oder nicht. 


$. 109. 

Gir alle übrige Streitfälle außer den vorſtehend bezeichneten, namentlich 
bei Streitigkeiten uͤber die Aufnahme der Taxen oder der Brandſchaͤden, uͤber 
den Betrag der Feuerverguͤtungsgelder, über die Zahlungsmodalitäten, über zu 
bezahlende Koſten und dergleichen, findet hingegen der ordentliche Rechtsweg 
nicht Statt, ſondern es ſteht dem betheiligten Intereſſenten, welcher ſich * De 
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Feſtſetzung der Feuerſozietaͤts⸗Direktion nicht beruhigen will, nur der Weg des 
Rekurſes zu. 
§. 110. 

Der Rekurs geht (nach 8. 107.) zunaͤchſt an den Ober⸗Praͤſidenten 
und dann an das Miniſterium des Innern, deſſen Entſcheidung die endliche 
und rechtskraͤftige iſt. k 

„sl: 

Der ProvinzialsLandtag der Kur- und Neumark und des Markgraf⸗ 
thums Niederlauſitz bildet ein die Legislation des Staͤdtefeuerſozietaͤts⸗Weſens 
berathendes Kollegium, welches berufen und verpflichtet iſt, die Grundfäge der 
Verwaltung und die Art und Weiſe, wie ſolche in Ausführung gebracht more 
den, einer pflihtmäßigen Prüfung zu unterwerfen, ſich über Differenzen im 
Verfahren verfaſſungsmaͤßig zu einigen, zur Ausfüllung etwaniger Luͤcken dieſes 
Reglements zweckmaͤßige Anträge zu machen und darüber Unſere Alerhöchfte 
Entſcheidung zu gewaͤrtigen. 


$. 112. 

Jede öffentliche Behörde ſoll verpflichtet ſeyn, der Geuerfozietdt jede von 
derfelben erbetene und zu ihrem Geſchaͤftskreiſe gehörige Auskunft, ſoweit nicht 
geſetzliche Bedenken entgegenſtehen, zu ertheilen. 

$. 113. 

Ferner ſoll jeder vereidete Baubeamte ſchuldig ſeyn, innerhalb ſeines 
Geſchaͤftskreiſes in Feuerſozietaͤts⸗Angelegenheiten techniſche Verrichtungen, na⸗ 
mentlich Tar: und Brandſchaden-Aufnahmen oder Reviſionen zu übernehmen. 
Die desfallſigen Requiſitionen der Feuerſozietaͤts Direktion ſind an die dem 
Baubeamten vorgeſetzte Regierung zu richten, welche den Baubeamten, voraus⸗ 
Nau daß ſeine ſonſtigen Geſchaͤfte darunter nicht leiden, nach Maaßgabe der 

equiſition moͤglichſt bald mit Anweiſung verſehen wird. 

Wenn ein Baubeamter zur Aufnahme oder Reviſion von Gebaͤude⸗ 
Beſchreibungen oder Gebaͤudetaxen von der Behoͤrde beauftragt wird, ſo ſoll er 
(außer den Fuhrkoſten) feine Gebühren bei der Sozietät nach folgenden Saͤtzen 
zu liquidiren haben: . 

a) fur Aufnahme und Reviſion einer bloßen Beſchreibung von jeder Ein⸗ 
daten Quadratfuß Grundflaͤche, fuͤr jedes Stockwerk zwei und einen 
halben Silbergrofhen; 

b) fuͤr Aufnahme einer foͤrmlichen Taxe von jeder Eintauſend Quadrat⸗ 
Fuß Grundfläche, für jedes Stockwerk funfzehn Silbergroſchen; 

c) für eine bloße Taxreviſion die Hälfte des letztern Satzes. 

Es werden hierbei Gebaͤude, die uͤberhaupt weniger als Eintauſend 
Quadratfuß Grundflaͤche haben, auf dieſe Faͤlle für voll und die Ueberſchuͤſſe 
über eine ſolche Grundfläche, wenn fie unter Fuͤnfhundert Quadratfuß find, gar 
nicht, wenn fie aber Fuͤnfhundert Quadratfuß erreichen, gleichfalls für voll ge⸗ 
rechnet. Und eben dieſe Liquidationsſaͤtze finden auch Anwendung, wenn ein 
Baubeamter eine Gebaͤudebeſchreibung ꝛc. auf Privatanſuchen des Eigenthuͤmers 
angefertigt und nicht zuvor ein anderes Abkommen getroffen hat. 

i Gir andere Gefchäfte erhält. er außer den Fuhrkoſten die reglements⸗ 
maͤßigen Diaͤten, wie ſolche vom Staate verguͤtigt werden. 
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Jeder ſachverſtaͤndige Bauhandwerker in einer affogiirten Stadt ſoll 
verpflichtet ſeyn, innerhalb des Kreiſes, in dem er anſaͤſſig iſt, auf die Auffor⸗ 
derung der Feuerſozietaͤts⸗Behoͤrden, in den Tax⸗ und Brandſchadenaufnahme⸗ 
Terminen ſich einzufinden und als Sachverſtaͤndiger zu fungiren. Fuͤr dieſe 
Muͤhwaltung werden demſelben außer den Fuhrkoſten, wo dieſe noͤthig ſind, 
20 Sgr. bis 1 Rthlr. 10 Sgr. Diäten bewilligt. 

$ 


4118. 
a Außer den eigentlichen Brandentſchaͤdigungsgeldern ſollen von der Staͤdte⸗ 
Feuerſozietaͤts⸗Direktion auch noch an Praͤmien angewieſen werden: 
1) für die erſte Spritze, welche von auswärts, d. h. aus einem nicht zum 
Stadtgemeindebezirke gehörigen Orte oder Etabliſſement, zu Huͤlfe 


kommt 10 Rthlr. 
ee PORRI E IRSA, PERIZIE Rtrhir. 
3) für jede andeãrr et 2 Krthlr. 
4) für den erſten beim Feuer von auswaͤrts eintreffenden 

Waſſerwagen ee e IRRE SAHNE e 2 Fthlr. 


80 für ben eien 4 1 Mehl. 
jedoch nur fuͤr den Fall, daß dieſelben bei Loͤſchung des Feuers wirklich in Thaͤ⸗ 
tigkeit gekommen ſind. 


$. 116. 
Dieſe Prämien werden an die Obrigkeit der Orte, zu welchen die 


Spritzen und refp. Waſſerwagen gehoͤren, gezahlt, und es bleibt denſelben uͤber⸗ 
"fäflen, darüber herkoͤmmlich oder nach Gemeindebeſchluß zu disponiren. 
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Iſt die Loͤſchung und Hilfe bei einem nicht aſſozürten Eigenthuͤmer 
nothwendig geweſen, ſo hat dieſer die Praͤmie ganz aus eigenen Mitteln zu 
entrichten, wenn aber zugleich aſſozürte Gebaͤude abbrennen oder beſchaͤdigt wer⸗ 
den, ſo wird der Beitrag des Nichtaſſozürten nach dem Verhaͤltniſſe des entſtan⸗ 
denen Feuerſchadens berechnet, ſofern nicht in dem einen oder andern Falle die 
Privatanſtalt, bei welcher er verſichert war, nach ihren Statuten gleichfalls 


ee oder uͤbernimmt. 


enn aber die Loͤſchung und Huͤlfe bei einem im Gemenge mit ſtaͤdti⸗ 
lern Gebaͤuden liegenden, zum platten Lande gehoͤrigen Gebäude eintritt, fo 
at, falls der Eigenthuͤmer bei der Landfeuerſozietaͤt nicht aſſozürt iſt, dieſer die 
Prämie ganz aus eigenen Mitteln zu entrichten, andernfalls faͤllt deren Zahlung 
der Landfeuerſozietaͤt nach den bei folder beſtehenden reglementariſchen Beſtim⸗ 
mungen zur Laſt. Wenn aber bei der Staͤdtefeuerſozietaͤt aſſozürte Gebaͤude 
gleichzeitig mit zum platten Lande gehoͤrigen abbrennen oder beſchaͤdigt werden, 
ſo wird der Beitrag nach dem Verhaͤltniſſe des entftandenen Feuerſchadens be⸗ 
rechnet und keſp. von dem Gehäudebefiger oder der Landfeuerſozietaͤt und der 
Städtefeuerfozierät nach dieſem Verhaͤltniſſe vergutigt. 
In allen Faͤllen zahlt die Sozietaͤtskaſſe unter Vorbehalt ihres Regreſ⸗ 
ſes an den Verpflichteten die Praͤmie vorſchußweiſe. 
$. 118 


Außer diefen Prämien wird weder an auswärtige Kommunen, noch an 
dies 


diejenigen Magifträte, in deren Stadt ein Brand ſtattgefunden, für beſchaͤdigte 
oder verloren gegangene Loͤſchgeraͤthſchaften aller Art, mögen ſolche Eigenthum 
der Kommunen oder Privatperſonen ſeyn, etwas verguͤtet, da die fortwaͤhrende 
n derſelben als eine refp. Privat⸗ oder Kommunallaſt zu betrach- 
ten iſt. 


$. 119. 

Andere Entſchaͤdigungen oder Vergütung. für. zufällig beim Brande ent⸗ 
ſtandene Schaͤden an unverſicherten Gegenſtanden werden nur ‚gewährt, inſoweit 
durch ſolche eine Gefahr von. afioziirten Gebäuden abgewendet iſt, und die 
Nothwendigkeit der Beſchaͤdigung zum Zwecke der Loͤſchung des Brandes er⸗ 
weislich gemacht wird. — In dieſem Falle darf aber nur der Werth der be⸗ 
ſchaͤdigten Gegenftände nach dem Zuſtande vor dem Brande, nicht nach den 
Wiederherſtellungskoſten liquidirt werden. 

Die Feſtſetzung bleibt der Geuerſozietaͤts⸗Direktion vorbehalten, und dieſe 
iſt verpflichtet, nur inſoweit Verguͤtung zu gewaͤhren, als der Schaden eben er⸗ 
weislich im Intereſſe der Sozietät bewirkt iſt. Alle fonftige willkuͤhrlich verur⸗ 
ſachte Schäden. hat die Sozietät nicht zu erftatten, eben fo wenig die durch das 
Feuer ſelbſt entſtandene Beſchaͤdigung an unverſicherten Gegenſtaͤnden. — Kur⸗ 
und Verſaͤumnißkoſten Derjenigen, welche bei Löfhung eines Brandes erheblich 
verungluͤcken, ſollen nach billigen Grundſaͤtzen gleichfalls verguͤtigt werden. 

di 3 Feſtſetzung der Liquidation erfolgt ebenfalls durch die Feuerfozietàts: 
irektion. 

Es müffen inzwiſchen die aus dieſem Paragraphe herzuleitenden Anſpruͤche 
innerhalb 4 Wochen, vom Tage des Brandes an gerechnet, nicht nur ange⸗ 
meldet, ſondern unter Beifuͤgung der daruͤber aufgenommenen Verhandlung 
nachgewieſen ſeyn, widrigenfalls die Anſpruͤche ſelbſt erloſchen ſind, und der So⸗ 
zietaͤt eine Verpflichtung, darauf einzugehen, nicht weiter obliegt. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterschrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Geſchehen Berlin, den 23. Juli 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Boy en. Muͤhler. Rother. Eichhorn. v. Savigny. Fr v. Buͤlow. 
v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. Flottwell. 


(Nr. 2487.) A. An: 


A. 


Anweiſung, 


wie bei der zur Beurtheilung des abgegebenen Verſicherungsquantums 
nöthigen, vom Eigenthümer zu beſorgenden Beſchreibung eines in der all⸗ 
gemeinen Feuerſozietät zu aſſekurirenden Gebäudes zu verfahren iſt. 


(Zu $. W. des Reglements gehörig.) 


Das Titelblatt des Schema's muß vollſtaͤndig, allenfalls mit Zurhandnahme 
des Beſitzdokuments ausgefuͤllt werden: Nachtheilige Folgen aus unrichtiger Be⸗ 
zeichnung der Namen und beſonders der Hypothekennummer treffen den Ver⸗ 
ſicherten; die Nummer des Feuerkataſters wird nachtraͤglich von dem Magiſtrate 
inſerirt werden. Im Schema ſelbſt iſt das Gebaͤude deutlich und dergeſtalt be⸗ 
ſtimmt zu numeriren und zu benennen, daß es mit andern auf keine Weiſe ver⸗ 
wechſelt werden kann; dies iſt in der erſten und zweiten Spalte des gedruckten 
Schema's zu vermerken. 

Sodann folgt die Angabe der Laͤnge und Breite des Gebaͤudes und der 
Hoͤhe der verſchiedenen Stockwerke. Dieſe, ſo wie alle uͤbrige etwa vorkom⸗ 
mende Abmeſſungen muͤſſen immer in Preußiſchem Maaße gemacht werden. Iſt 
das Gebaͤude nicht winkelrecht, È wird die Länge vorn und hinten oder die 
verſchiedene Breite angegeben. Die Hoͤhe der Stockwerke iſt immer die lichte 
Hoͤhe vom Fußboden bis zum Gebaͤlke. 

Hat das Gebaͤude Anbau oder Seitenfluͤgel, ſo werden dieſelben abge⸗ 
ſondert gemeſſen und beſchrieben. Iſt das Gebaͤude von ungleicher Hoͤhe oder 
an einer Seite oder an einer gewiſſen Laͤnge vielleicht eine Etage hoͤher, als im 
Uebrigen, ſo wird dieſes gleich hier oder, wenn es paſſender iſt, bei der Bau⸗ 
21 des Daches bemerkt. Zur Angabe dieſer Abmeſſung iſt die dritte Spalte 
eſtimmt. 
In die vierte, fünfte, ſechſte, fiebente, achte und neunte Spalte kommt 
eine kurze de der Bauart des Gebaͤudes, naͤmlich der Waͤnde, Brand⸗ 
Giebel, Fußboͤden, Decken des Daches mit den Geſimſen, Rinnen, Dachfenſtern 
Di w. und der Feuereſſen. Es kommt bei allem dieſen vorzuͤglich auf die Un: 
gabe an, von welchen mehr oder weniger verbrennlichen Materialien die ver⸗ 
11 7 Theile des Gebaͤudes, beſonders die in der Naͤhe der Feuerſtellen, 
onſtruirt find, z. B. Schornſteinwaͤnde, Rauchkammern, Brandmauern, Rauch⸗ 
faͤnge, Kuͤchen, Fußboden oder die Außenſeite des Gebaͤudes ausmachen, als: 
Dachbedeckung, Geſimſe, Rinnen, Dachfenſter, aͤußere Wände, bei den Feuer: 
Eſſen auf die Angabe ihrer mehr oder weniger feuergefaͤhrlichen Anlage, außer⸗ 
dem auf Angabe der Konſtruktionsart der Gebaͤudetheile ſelbſt, um ihren Werth 
zu beurtheilen. Letztere Angabe muß, wie Alles, in bekannten und verſtaͤndlichen 
Ausdrücken geſchehen. Si 

n 
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In der zehnten Spalte folgt eine Angabe der abgeſonderten einzelnen 
Theile des Gebaͤudes, als Thuͤren, Thore, Fenſtern, Luken, Verſchlaͤge u. ſ. w., 
der Anzahl nach, und wenn fie von dem Gewoͤhnlichen abweichen, der Beſchaffen⸗ 
heit und Größe nach. | 
In der eilften Spalte wird angegeben, welche Raͤume das Gebäude ent 
haͤlt, die Zahl, und wo es noͤthig, im Allgemeinen der Groͤße nach, z. B. bei 
Wohngebäuden: wie viel Stuben, Kammern, Säle, Flure, Kuͤchen u. ſ. w., 
bei Wirthſchaftsgebaͤuden: wie viel Staͤlle, auf wie viel Vieh, Remiſen, auf wie 
viel Wagen u. ſ. w., das Gebaͤude umfaßt. 

In der zwoͤlften Spalte wird die Lage des Gebaͤudes gegen ſeine Um⸗ 
gebungen, beſonders in Hinſicht auf Feuersgefahr von außen und Schwierigkeit 
oder Leichtigkeit der Rettung bei entſtehendem Brande, beſchrieben. 

In der dreizehnten Spalte wird der dermalige Zuſtand des Gebaͤudes 
in den einzelnen Theilen nach der Ordnung der vorigen Kolumnen, allgemein 
und beſonders ſo angegeben, daß daraus auf den Werth geſchloſſen werden 
kann. Die Angabe des Alters des Gebaͤudes iſt, wenn auch nur ungefaͤhr, wo 
ſie zu haben, nothwendig. f 

Die vierzehnte Spalte iſt zur Bemerkung ſolcher Umſtaͤnde, die außer⸗ 
dem zur Beurtheilung der Feuergefaͤhrlichkeit und des dermaligen Werths des 
Gebäudes noch nuͤtzlich ſeyn koͤnnen, aufbehalten, z. B. wann das Gebäude zu⸗ 
letzt bedeutend reparirt worden, ob feuergefaͤhrliche Gewerbe darin betrieben wer⸗ 
den oder nicht u. ſ. w. 

In der funfzehnten Spalte endlich wird die Summe, mit welcher, und 
die Klaſſe, in welcher der Eigenthuͤmer ſein Gebaͤude zu verſichern wuͤnſcht, in 
Preußiſchem Kourant angegeben. 

Wenn das Gebaͤude etwa im Innern an einer Stelle im Werthe ſehr 
von der andern abweicht, z. B. wenn in dieſen oder jenen Zimmern koſtbare 
verbrennliche, zum Gebaͤude gehoͤrige Einrichtungen gemacht worden ſind, ſo 
muß ſolches in der paſſenden Spalte kurz, allenfalls mit Angabe des Werths 
der Anlagen, bemerkt werden, damit nach etwanigem partiellem Brande bei der 
Abſchaͤtzung darauf Ruͤckſicht genommen werden kann, und es bleibt Sache des 
Anfertigers der Beſchreibung, dergleichen Umſtaͤnde nicht zu uͤbergehen, weil 
darauf hernach nicht geruͤckſichtigt werden kann, und eine Angabe nach dem 
Brande gar nicht oder nur durch weitlaͤuftige Aufſtellung von Zeugen ſtattfindet. 

Um die Verſicherer mit denjenigen geſetzlichen Vorſchriften bekannt zu 
machen, welche die Lozirung in den vier verſchiedenen Verſicherungsklaſſen be⸗ 
dingen, wird auf den Inhalt des S. 39. des Reglements verwieſen, welcher 
woͤrtlich folgendergeſtalt lautet: 
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Die Summe des ordentlichen Beitrags beſtimmt ſich für jedes pere 
ſicherte Gebäude nach der Klaſſe, zu welcher es nach feiner Beſchaffenheit und Ber 
nutzung und dem daraus hervorgehenden Grade ſeiner Feuergefaͤhrlichkeit gehört. 

Es ſollen naͤmlich in der Staͤdte⸗FJeuerſozietaͤt 4 Klaſſen ſtattfinden: 

J. Zur erſten Klaſſe gehoͤren: i 
a) ganz maflive Gebdude mit Stein: oder Metallbedachung oder 
mit einer Bedachung nach Dornſcher Methode. 
Jahrgang 1844. (Nr. 2487.) 55 b) Fach⸗ 


b) Fachwerksgebaͤude mit einer der ad a. bezeichneten Bedachungs⸗ 
Arten und mit maſſiven Brandgiebeln, oder mit andern maſſiven, 
bis zum Forſte reichenden Waͤnden, falls ſie gleichen Schutz ge⸗ 
waͤhren, vorausgeſetzt daß in beiden ad a. und b. gedachten Ge⸗ 
baͤudearten keine Muͤhlenwerke ſich befinden. 

II. Zur zweiten Klaſſe gehoͤren: 

a) Gebaͤude von der vorher ad I. a. und b. bemerkten Bauart, ſo⸗ 
bald ſich darin Muͤhlenwerke befinden. 

b) Fachwerksgebaͤude mit Stein⸗ oder Metallbedachung oder einer 
Bedachung nach Dornſcher Methode ohne Muͤhlenwerke, ſobald 
ſie keine maſſive Brandgiebel haben. 

III. Zur dritten Klaſſe gehoͤren: 

a) Gebaͤude von Fachwerk oder Holz, worin ſich Muͤhlenwerke be⸗ 
finden, wenn die Gebaͤude auch eine Stein⸗ oder Metallbedachung 
oder eine Bedachung nach Dornſcher Methode, dagegen aber 
keine maſſive Brandgiebel haben. 

b) Alle mit hoͤlzernen Schornſteinen verſehene Gebaͤude, wenn ſie 
auch mit Ziegeln oder Metall oder nach Dornſcher Art gedeckt ſind. 

c) Spinnereien in Schaaf⸗ und Baumwolle. 

d) Zichorienfabriken. 

IV. Zur vierten Klaſſe gehoͤren: 

a) Alle mit Rohr, Stroh oder Holz gedeckte Gebaͤude. 

b) Windmuͤhlen. 

c) Ziegel⸗ und Kalkoͤfen. 

d) Theater. 

e) Zuckerſiedereien. 

) Gebäude, worin ſich Dampfkeſſel befinden, welche entweder als 
bewegende Kraft der Dampfmaſchinen dienen, oder in welchen, 
bei einem Inhalte von 80 Kubikfuß und daruͤber, die Daͤmpfe 
zu irgend einem anderen Zwecke, z. B. zum Sieden der Kar⸗ 
toffeln in großen Brennereien u. ſ. w., geſpannt werden. 

Durch angebogenes, ausgefuͤlltes, fingirtes Beiſpiel wird die Einrichtung 
. der Beſchreibungen nach den obigen Vorſchriften vollkommen deutlich. 
Uebrigens muß bei der Beſchreibung mit der ſtrengſten Wahrheit ver: 
fahren werden. | 
Ob der Eigenthuͤmer die Beſchreibung ſelbſt anfertigen oder von irgend 
einem Sachverſtaͤndigen anfertigen laſſen will, bleibt ihm gaͤnzlich uͤberlaſſen, 
doch muß er im letzten Falle ſolche mit unterſchreiben, um dadurch zu bezeugen, 
daß er ſolche als richtig anerkennt. 
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Betlage A. 


des Feuer ⸗Kataſters. 


Beſchreibung 


der Gebäude des (Tit.) N. N. zu N. Behufs deren Verſicherung bei 
der Feuer⸗Sozietaͤt der Städte der Kur⸗ und Neumark und der 
Niederlauſitz, 


ER un Straße. M 
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35 a Mita 
2 8 der des 
E der der der Brandgiebel der der Daches, nebſtGe⸗ 
2 si x ober anderer big 4 ſimſen, Rinnen, 
ze] Gebäude, Gebäude. Wände. zum Forſte rei. Fußböden. Decke. n 
Sl chenden Wände. 
LG 
* 2. 3. LA 5. 6. cs 
Hauptgebäude. — Fuß lang In der unte⸗ An beiden Sei⸗ Unten der Flur, Ueber dem un. Manſarde mit 
breit ren Etage se ten find Brand⸗ſämmtliche Kü⸗ tern Stockwerke halben Malmen 
10 = 1fte Etagefre, von Ziegeln n Giebel, die bis chen u. das Brau⸗ iſt ganzer, über und zwei Erkern 
12 = 2ie Etage mit Kalk, 2 Fuß zum Forſte gehen Haus find mit dem zweiten ein von vorn, von 
3te Etage ſtark; innere ſo und keine Lucken — —.— gepfla⸗ halber Windel⸗ hinten à 18 und 
hoch. wie die übrigen oder Fenſteröff⸗ ſtert. Die Stu⸗ Boden. Die obere 10 Fuß lang. 
Wände von Fach⸗ nungen habenzſben und Kam⸗ Decke iſt von Die Das Dach hat 
werk aus eiche⸗ oder, die maſſi⸗ mern find ge⸗ len mit Eſtrichſ 19 Gebinde und 
nem Holz, mit|ve Wand rechts dielt, der obere darüber; von den ſſtehenden Dach⸗ 
Ziegeln ausge- reicht bis zum Flur hat einen Kellern ſind drei Stuhl oben und 
mauert. Forſte, links 155 Gyps⸗Eſtrich,der gewölbt, einer unten. Sf mit 
In dem 2ten das Haus — ein Dachboden einen hat eine Win- Biberſchwänzen, 
15 Zten Stock⸗ Eckhaus — an Eſtrich von Lehm. deldecke. an den Rinnen 
werke ſind 96 Fuß eine Straße, wel⸗ 3 Fuß hoch mit 
Bretterwände. ſche breiter als Dielen bedeckt. 
12“ iſt, oder die Blecherne Rin⸗ 
beiden erſten Gie⸗ nen, 8 hölzerne 
belwände haben Dachfenſter. Höl⸗ 
an jeder Ecke 2 Izerne Geſimſe 20. 
Fenſter, ſind aber 
von dem neben⸗ 
ſtehenden Gebäu⸗ 
de auf 30 Fuß 
entfernt. 
Seitengebäude ꝛc. x. x. 20. c. 2c. 
links. 
Seitengebäude x. x. x. x. e. dc. 
rechts. 
Quergebäude. 20. 20. ꝛc 20. ꝛc. x. 
Wagenremiſe. x. ac. 20. X. x. | 20. 
Luſthaus im ac. x. 20. 20. 20. | 2%. 


der befinden ſich 


n 
dem Gebinde Das Gebäude 


enthält 


an a 
Feuer⸗Eſſen. 1 Raum. 


9. 10. 
„Sind fo wie] 2 Thorwege, 

die Schornſteineſ21 Thüren, 
ſämmtlich vonſ36 Fenſter 
Steinen, von den à 4 Flügel, 
Vorgelegen in] 8 Fenfter 
dem obern Stock⸗ a 2 Flügel, 
werke ffeben3 auff 6 Fenſter 
den Balken. Von a 1 Flügel, 
den Schornftei-f 8 Lucken, 
nen iſt untermf12 Oefen von 
Dache einer auf Kacheln, 
Holz geſchleift.] 2 Verſchläge, 
Sind übrigens] 1 Laden. 
nicht in Berüh⸗ 
rung mit hölzer⸗ 
nen Wänden. Die 
Darre iſt nicht 
überwölbt und 
hat hölzerne Hor⸗ 
den. Die Rauch⸗ 
Kammer iſt von 
gelehmtem Fade 
werke. 

26, x. 

x. ab, 

x. sc. 

ꝛc. a6, 

20. 20, 


(Nr. 2487.) 


11. 


4 Flure, 

12 Stuben, 

8 Kammern, 

1 Laden, 

1 Brauhaus, 

1 Backofen, 

1 Darre auf 
dem Boden, 

4 Dachkam⸗ 
mern, 

4 Keller, 

1 Rauchkam⸗ 

mer. 


c. 


R 


Zuſtand 
Lage. und 
Alter. 
12. 13. 


Stößt mit ei⸗] Die ſteinernen 
nem Giebel an [Wände find au⸗ 
das Haus desſßen etwas bere 
N. N., mit dem] wittert, die höl⸗ 
andern an benfzernen an den 
Hof des 


Anmerkungen. 


14. 


Das Gebäude 4000 


iſt vor 3 Jahren 
durchweg repa⸗ 
rirt. Es wird in 
dieſem Hauſe ge⸗ 


Ecken und Erfernfbraut und ge⸗ 


Sf hinten freifetwas verfault, darrt, ſonſt aber 
bis auf das Zu⸗ doch beide übri⸗ kein feuergefähr⸗ 


ſammenſtoßen 


gens noch dauer⸗liches Gewerbe 


mit dem Hofge⸗ haft. Die höl⸗ getrieben. 


bäude. ernen Fußböden 
In der Nähe iſtſſind gut, die ſtei⸗ 
kein ſehr feuer⸗nernen und der 


gefährliches Ge⸗Eſtrich find aus⸗ 
bäude. 


getreten. 

Auf dem Dache 
ſind die Steine 
ſchlecht. Die Ge⸗ 
ſimſe ſind an den 
Rinnen verfault. 
Der Brauſchorn⸗ 
ſtein iſt etwas ge⸗ 
borſten. Thüren 
und Fenſter ſind 
etwa zur Hälfte 


etwa 70 Jahr alt. 
20. 20. 
2c. 20. 
ac. dc. 
vo 20. 


c. 20. 


Verſicherungsſumme. 
è | ITA | u. | IV. 


Klaſſe. 


15. 
Thlr. Thlr. Thlr. Thlr. 


400 


100 


Feuerſozietäts⸗ 
für die 
Kreiſes 
(Zu $. 92. des 
Laufende Straßen Hypo⸗ Namen Benennung und Bezeichnung Tag, 
. W . ST na 
N eſitzers. demfelben Gehöſte befindet.) anfängt. 


1. | 2. 3. | 4. 5. 6. 


| Beilage B. 
Lagerbuch 
Stadt N. N. 
N. N. 
Reglements gehörig.) 


Betrag der gelöſchten 


Verſicherungsſumme.] Ordentlicher Tag, 
Peng nach welchem die Verſicherungsſumme. Sonſtige 
In Klaſſe 3 Verſicherung In Klaſſe Bemerkungen. 
1. U. In. IV. i pri ic 1. II. | m. | Iv. 
7. 8. | 9. 10. 11. 
Thlr. Thlr. Thlr. Thlr.] Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Thlr. Thlr. Thlr. 
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